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 Vor Eintritt in die Tagesordnung 

Auf einen Fehler in der Einladung hinweisend, stellt Vorsitzende Angela Erwin klar, 
dass sie die Sitzung nicht wie dort angegeben um 17:30 Uhr, sondern wie üblich spä-
testens um 16:30 Uhr zu schließen gedenke. 

Mit Blick auf Medienveröffentlichungen zu einer vertraulichen Vorlage appelliert sie an 
die Fraktionen derartige Informationen der parlamentarischen Ordnung entsprechend 
nicht öffentlich zu kommunizieren. 

Marc Lürbke (FDP) verwahrt sich gegen die soeben insinuierten Vorwürfe, da bereits 
am frühen Morgen eine dpa-Meldung mit Bezug auf die vertrauliche Vorlage erschie-
nen sei, die den Fraktionen zu diesem Zeitpunkt aber noch gar nicht vorgelegen habe, 
weshalb er das Ministerium des Innern bzw. die beteiligten Behörden als geeigneteren 
Adressaten für den Appell der Vorsitzenden betrachte. 
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1 Zweites Gesetz zur Änderung des Landesbeamtengesetzes 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 18/8026 – Neudruck 

Ausschussprotokoll 18/561 (Anhörung vom 22.04.2024) 

(Überweisung des Gesetzentwurfs an den Innenausschuss – fe-
derführend –, den Haushalts- und Finanzausschuss sowie den 
Unterausschuss Personal des Haushalts- und Finanzausschus-
ses am 28.02.2024) 

Christina Kampmann (SPD): In unserer plenaren Sondersitzung haben wir vollkom-
men zu Recht an den Polizisten erinnert, der seinen mutigen Einsatz für den Schutz 
unserer Meinungsfreiheit mit dem Leben bezahlt hat. Ich finde es angemessen, heute 
daran zu erinnern, dass beim Hochwasser in Bayern und Baden-Württemberg ein Feu-
erwehrmann im Einsatz ums Leben gekommen ist; ein weiterer gilt weiterhin als ver-
misst. Für die SPD möchte ich sagen, dass unsere Gedanken und Gefühle bei den 
Angehörigen, bei den Familien und Freunden sind, die von diesem schrecklichen Ver-
lust betroffen sind.  

Ich sage das auch, weil es zeigt, wie gefährlich die Arbeit der Feuerwehr ist, gerade 
bei Hochwasserlagen, wie wir sie im Süden unseres Landes haben. Es geht heute auch 
um die Feuerwehr. Es geht um die Heraufsetzung der Altersgrenze für die Feuerwehr. 
Herr Reul, wir bedauern sehr, dass Sie bis heute nicht die Chance ergriffen haben, 
den Entwurf zurückzunehmen, über den wir heute sprechen und zu dem die Anhörung 
stattgefunden hat. Es waren hier vor dem Landtag immer wieder Feuerwehrleute, die 
demonstriert und auf ihre Situation aufmerksam gemacht haben. 

Ich weiß nicht, ob Sie sich die Stellungnahmen zur Anhörung angesehen haben. Ich 
habe ehrlich gesagt selten so vernichtende Urteile zu einem Entwurf gesehen. Es gab 
unterschiedliche Kritikpunkte. Einer bezog sich darauf, dass die Änderungen quasi 
ohne jegliche Datengrundlage vorgenommen werden sollen. Alle Zahlen, die vorliegen 
und die von den Feuerwehren und den Gewerkschaften teilweise selber erhoben wurden, 
um deutlich zu machen, wie wenig zielführend dieser Vorschlag ist, deuten darauf hin, 
dass ein nicht unerheblicher Teil der Beamtinnen und Beamten in den Feuerwehren 
die Altersgrenze von 60 schon heute nicht erreicht und dass wir zusätzlich einen massiven 
Anstieg von Krankheitstagen gerade ab dem 55. Lebensjahr zu verzeichnen haben. 
Wir sagen: Das sind Argumente, die gegen eine Anhebung der Altersgrenze sprechen. 
Wenn man es ernst meinen würde, würde man das in diesem Entwurf entsprechend 
berücksichtigen. 

In der Anhörung haben komba und ver.di auf die Verdichtung der Einsätze, gerade auch 
in der Nacht, aufmerksam gemacht und darauf hingewiesen, wie hoch die physische, 
aber auch die psychische Belastung sei und dass diejenigen, die bei den Feuerwehren 
arbeiteten, mit 48 Stunden eine höhere Wochenarbeitszeit hätten als alle anderen Be-
rufe. Das muss an dieser Stelle Berücksichtigung finden. Deutlich wurde außerdem, 
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dass viele, die körperliche Beschwerden haben, bei der Feuerwehr nicht so leicht in 
den Innendienst zu versetzen sind, wie das an anderen Stellen der Fall ist, und dass 
es außerdem schwierig ist, sie mit 58, 59 noch für andere Tätigkeiten umzuschulen, 
zum Beispiel in der Kommunalverwaltung. Arbeitsrechtlich wurde darauf hingewiesen, 
wie belastend der Schichtdienst, gerade in der Nacht, über so viele Jahrzehnte ist. Das 
wurde als wesentlicher Grund dafür genannt, dass die Krankheitstage mit zunehmen-
dem Alter so stark ansteigen. 

Wenn man in dieser Situation die Altersgrenze hochsetzt, verkennt man aus unserer 
Sicht die Belastungen, denen Feuerwehrleute heute ausgesetzt sind. Der Versuch, 
das mit dem Argument des Fachkräftemangels zu begründen, wurde in der Anhö-
rung – ich glaube, das kann man so sagen – vollkommen auseinandergenommen. Das 
ist wirklich Nonsens, denn wenn man die Altersgrenze hochsetzt, macht das den Beruf 
der Beamtin, des Beamten bei der Feuerwehr mit Sicherheit nicht attraktiver, sondern 
im Gegenteil eher noch unattraktiver. 

Deshalb fordern wir Sie auf, Herr Reul: Bringen Sie den Feuerwehrleuten in Nordrhein-
Westfalen endlich den Respekt entgegen, den sie verdienen, und nehmen Sie den 
Entwurf in dieser Fassung zurück. 

Marc Lürbke (FDP): Die Gefahren und Belastungen für unsere Feuerwehren – Frau 
Kampmann hat das richtig dargestellt – sind immens, und sie werden nicht weniger. 
Da kann es für uns eigentlich nur eine Aufgabe geben: Sie brauchen Rückendeckung. 
Das, über das wir heute hier abstimmen, bleibt ein Schlag ins Gesicht unserer Feuer-
wehrleute, Herr Minister. 

(Zuruf von Minister Herbert Reul [IM]) 

– Sie können sich ja gleich dazu äußern, Herr Minister. – Meine Bewertung bleibt, dass 
der ganze Prozess im Grunde ein ziemlicher Rohrkrepierer gewesen ist. Um ein Bild 
aus der Welt der Feuerwehr zu verwenden: Ich habe selten erlebt, dass eine Landes-
regierung so auf dem Schlauch stehen kann. Herr Minister, da Sie gerade kommentiert 
haben: Ich finde – das muss man in dieser Deutlichkeit sagen –, dass Sie den gesam-
ten Prozess strategisch von vorne bis hinten vergeigt haben. Der Gesetzentwurf wurde 
geleakt. Es gab unheimliche Verunsicherungen im Kreis der Feuerwehrleute. Ich weiß 
nicht, wo das Leak war und wie viele WhatsApp-Nachrichten ich an dem Tag bekom-
men habe. Dann wurde zurückgerudert, und am Ende wurde doch nicht zurückgeru-
dert. So schafft man kein Vertrauen, sondern das Gegenteil. 

Wenn man in der Anhörung gut zugehört hat, konnte man feststellen, dass die Mei-
nungen der Experten relativ eindeutig waren. Ich nehme mal Eckhard Schwill von der 
Gewerkschaft komba – Zitat –: 

„[…], aber wir haben den Eindruck, dass im Grunde schon von vornherein 
die klare Aussage getroffen worden ist, wir wollen die Altersgrenze anhe-
ben.“ 

Das ist nicht nur der Eindruck der Betroffenen, sondern auch unser Eindruck. Wir blei-
ben dabei: Das, was Sie hier vorlegen, ist unausgegoren und ungerecht. Wir als FDP 
werden das weiterhin entschieden ablehnen. Ich finde, Sie wären gut beraten, die 
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Expertenmeinungen zur Kenntnis zu nehmen und noch Änderungen vorzunehmen. 
Das ist nicht nur fachlich widersinnig, sondern auch in keiner Weise hilfreich gegen 
den Fachkräftemangel. Deutlicher als in der Anhörung kann das fast gar nicht heraus-
kommen. 

Das von Ihnen gewählte Modell einer nach Laufbahnen differenzierten Altersgrenze – 
auch das ist in der Anhörung deutlich geworden – ist nicht nur realitätsfern, sondern 
schafft auch Verunsicherung und massive Unzufriedenheit innerhalb der Feuerweh-
ren. Wir erwarten von der Landesregierung, dass sie sich hier verantwortungsbewuss-
ter zeigt und nicht bewusst Unzufriedenheit und Unsicherheit schürt. 

Herr Professor Langhoff hat in der Anhörung deutlich gemacht hat, dass das für die 
Bekämpfung des Fachkräftemangels nichts bringt, schon wegen des demografischen 
Wandels nicht. Ich hatte wirklich gehofft, Sie würden sich das zu Herzen nehmen. 

Das ist ein Vorgang, wie wir ihn selten erlebt haben, und deswegen will ich abschlie-
ßend sagen: Liebe Kolleginnen und Kollegen von Schwarz-Grün, Sie alle haben Re-
debausteine in Ihren Sonntagsreden, etwa „Respekt für unsere Einsatzkräfte“. Wenn 
Sie heute dafür stimmen, muss ich Sie bitten, Ihre Redebausteine zu ändern, denn 
das hat mit Respekt für unsere Einsatzkräfte herzlich wenig zu tun. 

Vorsitzende Angela Erwin: Zur Klarstellung: Wir stimmen heute nicht ab. Die ab-
schließende Beratung und Abstimmung erfolgen in einer der nächsten Sitzungen. 
Heute ist nur die Auswertung der Anhörung vorgesehen. 

Dr. Christos Katzidis (CDU): Ich zitiere tagesschau.de: 

„FDP-Politiker fordern Einschränkung der Rente mit 63 – […] Der vorgezo-
gene Ruhestand sei zu teuer und entziehe dem Arbeitsmarkt wertvolle 
Fachkräfte, hieß es.“ 

Das sagte der Generalsekretär der FDP im Bund. So viel zum Thema „Redebau-
steine“. 

Da wir aber heute die Auswertung der Anhörung machen, würde ich jetzt gerne zum 
sachlichen Teil übergehen. Ich stimme der Kollegin Kampmann zu, was die Daten-
grundlage angeht. Es ist für uns natürlich wirklich schwierig, wenn wir wenig bis gar 
keine Zahlen, Daten und Fakten haben, um sachgerechte Beurteilungen vornehmen 
zu können. In der Situation wurde deutlich, was das kommunale Selbstverwaltungs-
recht mit sich bringt. In Nordrhein-Westfalen sind wir nicht in der Lage, auf Knopfdruck 
valide Zahlen, Daten und Fakten auf Landesebene zusammenzuführen. Das ist tech-
nisch nicht möglich, weil jeder sein eigenes Ding macht, weil es keine einheitlichen 
Systeme gibt. Das erschwert uns die Arbeit natürlich nachhaltig und macht die Ent-
scheidungen nicht einfacher. 

Ich teile nicht die Einschätzung, dass die Anhörung bei jedem Punkt und seitens aller 
gleichermaßen vernichtend gewesen sei. Es gab mehrere Punkte, die angesprochen 
worden sind. Da waren das Pensionsalter insgesamt, die Differenzierung nach Lauf-
bahngruppen, die Übergangsfristen und die Belastungssituationen. Wir haben uns 
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sehr sorgsam und im Detail mit allen Punkten und allen Stellungnahmen auseinander-
gesetzt. Es war nicht so, dass alle unisono gesagt hätten: Wir lehnen eine Erhöhung 
in Gänze ab. – Die Arbeitgeber haben erwartungsgemäß eine etwas andere Vorstel-
lung davon, was alles leistbar oder nicht leistbar wäre. Einheitlich war – dem stimme 
ich zu – die Ablehnung der Differenzierung nach Laufbahngruppen, da es mit Blick auf 
die Belastungssituationen schwierig ist, gerecht eine Linie zu ziehen, auch weil viele 
aus dem mittleren Dienst in den gehobenen Dienst übergeleitet werden. Deswegen 
werden wir uns damit noch einmal im Detail beschäftigen. Auch die Vorschläge dazu, 
wie man es gestalten könnte, dass die Belastungssituationen sich eins zu eins in der 
Feuerwehrzulage widerspiegeln und wie hier eine Differenzierung erfolgen könnte, 
werden wir vertieft diskutieren. 

Darüber werden wir in Ruhe debattieren, nachdem wir alles, auch mit Blick auf die 
Übergangsfristen, sehr sorgsam ausgewertet haben, und dann werden wir in einer der 
nächsten Ausschusssitzungen die Entscheidung treffen. 

Dr. Julia Höller (GRÜNE): Ich schließe mich meinem Kollegen Christos Katzidis in 
vielen Punkten an und möchte mich bei den Sachverständigen für die Stellungnahmen 
bedanken. Ich sehe das wie Herr Katzidis und weniger wie Frau Kampmann: Ich fand 
die Stellungnahmen extrem differenziert. Das war eben kein kompletter Verriss von 
irgendetwas. Wir haben wie in vielen Gesprächen vorher differenziert auf die einzelnen 
Punkte geguckt. Seit einem Jahr oder noch länger hören wir uns alle Argumente an, 
sprechen immer wieder und versuchen, gegenseitiges Verständnis zu erzeugen. Das 
hat auch diese Sachverständigenanhörung gut gezeigt. 

Ich finde, man muss etwas aufpassen, das Wort „Respekt“ nicht nur an diesem einen 
Punkt festzumachen. Das greift viel zu kurz, und das ist dem Feuerwehrberuf nicht 
würdig. Es gab die klare Position – und dafür bin ich den Sachverständigen auch dank-
bar –, dass sich eine Anhebung an der Belastungssituation orientieren müsse und 
dass eine Differenzierung nach Laufbahngruppen dem vermutlich nicht entspreche. 
Wir sind weiterhin in Gesprächen und werden auch weiterhin für kluge Lösungen sorgen. 

Ich möchte noch einen Punkt ansprechen, den ich fast ein bisschen lustig finde: Marc 
Lürbke erhebt die Arbeiterfaust, obwohl wir genau wissen, in welche Richtung die FDP 
bei der Rente geht. Das hat ganz wenig mit Respekt für Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer zu tun. Das hier in diesem Kreis jetzt so zu machen, ist wirklich sehr sonderbar. 
Ich glaube, dass das nicht verfängt und dass alle Beteiligten hier das einschätzen können. 

Markus Wagner (AfD): Professor Langhoff hat sehr deutlich gesagt, dass keine be-
lastbaren Daten vorlägen, die man diesem Gesetzentwurf zugrunde legen könnte. Ich 
stelle mir die Frage, wieso man einen Gesetzentwurf erarbeitet, dem keine konkreten 
Daten und Fakten zugrunde liegen. Dabei kann nämlich nur das herauskommen, was 
hier herausgekommen ist. 

Professor Langhoff war auch derjenige, der seinerzeit im Auftrag des Innenministeriums 
Hochrechnungen gemacht und Zukunftsszenarien entworfen hat, was die Erhöhung 
des Pensionseintrittsalters bei der Polizei angeht. Damals lagen belastbare Zahlen und 
Daten vor, und man ist ziemlich eindeutig zu der Erkenntnis gelangt, dass eine Erhö-
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hung des Pensionseintrittsalters bei gleichbleibenden Anwärterzahlen bei der Polizei 
in einer Katastrophe münden würde. 

Anders wird es bei der Feuerwehr auch nicht sein. Wir haben keine Steigerung der 
Azubi-Zahlen, die wir dringend bräuchten, um die Feuerwehr zukunftssicher aufzustellen. 
Wir haben gleichzeitig die Situation, dass Planstellen von Feuerwehrleuten besetzt 
bleiben, die ihren Dienst möglicherweise gar nicht mehr voll verrichten können. Diese 
Planstellen werden also blockiert. Diese beiden Dinge bringen uns nicht weiter, wenn 
es darum geht, die Personalsituation bei der Feuerwehr zu verbessern. 

Dieser Gesetzentwurf ist meines Erachtens völlig untauglich, um das Problem anzu-
gehen, und ich würde dringend darum bitten, diesen Gesetzentwurf zurückzuziehen. 
Es sollten endlich Daten und Fakten gesammelt werden, auf deren Grundlage wir hier 
über einen dann überarbeiteten Gesetzentwurf beraten können. Das ist bisher nicht 
geschehen. 

Wenn Sie sich anschauen, was sich aus einer Verlängerung von 60 auf 62 ergeben 
würde, werden Sie feststellen: Wir haben – das führt Professor Langhoff auch aus – 
einen exponentiellen Anstieg von Fehlzeiten bei der Altersgruppe Ü55. Verraten Sie 
mir doch bitte, wie Sie mit einer Erhöhung der Arbeitszeit von 60 auf 62 Jahren dieses 
Problem bei der Feuerwehr, das Sie vorgeben, in den Griff bekommen zu wollen, in 
den Griff bekommen können, wenn wir eine exorbitante Erhöhung der Fehlzeiten bei 
über 55-Jährigen haben. Ich sehe das nicht. 

Ich wollte gerade sagen, dass wir den Gesetzentwurf ablehnen, aber wir stimmen ja 
heute nicht ab, deshalb brauche ich das nicht. Ich würde Sie aber herzlich darum bit-
ten, diesen Bedenken Rechnung zu tragen, das Ganze zurückzuziehen und auf einer 
ordentlichen Grundlage neu zu erarbeiten. 

Christina Kampmann (SPD): Ich würde den Minister bitten, gleich etwas zum Zeitplan 
zu sagen. Ich habe wahrgenommen, dass das schon für viel Verwirrung gesorgt hat. 
Das Gesetz sollte ja zu Anfang dieses Jahres in Kraft treten, und dann war die Rede 
vom 1. Juli. Frau Dr. Höller hat gerade gesagt, dass weiterhin Gespräche geführt wür-
den. In der Anhörung wurde aber kritisiert, dass diese Gespräche offensichtlich nicht 
dazu führten, dass es zu einer Veränderung komme. Wir haben jetzt fast genau den 
gleichen Entwurf vorliegen, wie den, der geleakt wurde. Deshalb wäre es interessant, 
zu erfahren, wie auf parlamentarischer und auf Regierungsebene der Zeitplan ist. Das 
sorgt jedenfalls für viel Verwirrung, und es wäre gut, wenigstens an dieser Stelle Klar-
heit zu haben. 

Minister Herbert Reul (IM): Ich will gar nicht viel sagen, weil zum Zeitplan das meiste 
gesagt worden ist. Das liegt nicht mehr in meiner Hand, sondern in Ihrer Hand. Nur zur 
Erinnerung, der Mechanismus ist so: Die Landesregierung legt einen Gesetzentwurf 
vor, und dann ist das Parlament dabei und kann, soll, darf diesen Gesetzentwurf än-
dern. Das ist Ihr Job. Entweder Sie können das klaglos hinnehmen, oder Sie ändern 
ihn. Beides können Sie machen. Insofern habe ich nicht verstanden, warum Sie sich 
aufregen. Die Entscheidung darüber, ob der so durchkommt oder nicht, liegt doch bei 
Ihnen. 
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(Zuruf von Nadja Lüders [SPD]) 

Warum muss ich denn jetzt was unternehmen? Ich habe eine Vorlage gemacht, und 
das Spielfeld ist jetzt das Parlament. Da ich auch Parlamentarier bin, sage ich Ihnen: 
Ich würde mir das Recht nicht nehmen lassen. Das war die erste Feststellung. 

(Lachen von Christina Kampmann [SPD] und Benedikt Falszewski 
[SPD]) 

Nun ein Hinweis zu den Zahlen, damit wir das nicht durcheinanderwerfen. Wenn es 
heißt „die Feuerwehr“, kriege ich Krämpfe. Wir haben 93.800 Leute in den freiwilligen 
Feuerwehren. Das sind Menschen, die nebenbei in einem normalen Beruf arbeiten, in 
der Regel bis 67. Wir haben rund 16.000, die von der Regelung für die Berufsfeuer-
wehr betroffen sind. Diese Regelung betrifft nämlich nur die Berufsfeuerwehren, nicht 
die freiwilligen Feuerwehren und auch nicht die Werksfeuerwehren. Bei den Werks-
feuerwehren sind es auch noch einmal 5.500. Das heißt, wir haben 93.800 freiwillige 
Feuerwehrleute, wir haben 5.500 Werksfeuerwehrleute, und wir haben die 16.000. Um 
die geht es – und nur um die. 

Die Vorwürfe, dass ich alles falsch mache, ertrage ich, das ist eingepreist. Dass ich 
aber keinen Respekt vor der Leistung von freiwilligen Feuerwehrleuten und Berufsfeu-
erwehrleuten hätte: Machen Sie doch mal eine Umfrage unter Feuerwehrleuten, ob die 
Ihre Ansicht teilen oder nicht. Ich mache mir keine Sorgen darüber, wie das Ergebnis 
ausgehen würde. 

Ein weiterer Punkt: In der Anhörung wurden unterschiedliche Hinweise gegeben. Das 
ist der Sinn von Anhörungen. Dass Arbeitgeber eine andere Auffassung als Arbeitneh-
mervertreter haben, ist relativ logisch. Ich habe bei einer Erhöhung von Arbeitszeiten, 
Lebensarbeitszeiten noch nie erlebt, dass die Arbeitnehmervertreter sagen würden: 
Super, darauf haben wir schon lange gewartet. – Seien Sie doch ehrlich zu sich selbst. 
Dass die das kritisiert haben, hat mich nicht überrascht. Das ist logisch, das ist voll-
kommen konsequent. Es wäre merkwürdig, wenn die sich nicht dagegen einsetzen 
und sagen würden: Auf keinen Fall; keinen Tag länger arbeiten. 

Zur Lebensarbeitszeit generell: Ich teile die Auffassung, dass wir in unserem gesell-
schaftlichen Leben eher über eine Erhöhung als über eine Verringerung von Lebens-
arbeitszeit werden reden müssen. Ich will das mal so allgemein halten. Der Ausgangs-
punkt für diese Regelung ist nicht die Meinung eines Herrn Ministers, sondern ein Ge-
richtsurteil, das uns überhaupt erst in die Lage gebracht hat, hier einen Vorschlag ma-
chen zu müssen. Zwar nicht diesen, aber einen; wir hätten sonst gar nichts gemacht. 
Das ist die Wahrheit. Verursacher dieses Gerichtsprozesses waren nicht die Landes-
regierung, nicht die Politik, sondern – wenn ich mich recht erinnere – Betroffene. Das 
heißt, es ist geklagt worden. Das ist deren gutes Recht. Es gibt ein Urteil, und jetzt gibt 
es Handlungsdruck. Wir haben eine Vorlage gemacht. 

Eine Bemerkung zur kommunalen Familie: Mehrere – ich glaube sogar die Mehrheit – 
der kommunalen Verbände waren der Meinung, dass das eine gute und vernünftige 
Regelung sei. Es gab auch einen, der anderer Meinung war. Auch das wundert nicht, 
weil die meisten Berufsfeuerwehren beim Städtetag angesiedelt sind. 
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Noch eine Bemerkung zur Altersgrenze: Das kann man machen wie bei der Polizei, 
alle einheitlich, oder man kann differenzieren. Ich war zu Beginn der Überlegungen 
eher dafür, zu sagen: Wir machen das einheitlich wie bei der Polizei. Unabhängig von 
der Zahl ist das eine gerechte Form, dann hat man keine Differenzierung. Wenn ich 
die Debatte richtig verstanden habe, gab es einmal die Interessengruppe der Beteilig-
ten, die gesagt haben: Es wird überhaupt nichts verlängert, alles bleibt, wie es ist, also 
bei 60. – Andere haben gesagt: Die Methode ist falsch, es darf nicht differenziert werden, 
vielmehr müssen alle gleich behandelt werden. – Das kann man so oder so machen. 

Ich höre von meinen Juristen: Wenn man alle gleich behandeln würde, würden dieje-
nigen, die körperlich am meisten belastet sind, nämlich die im mittleren Dienst, in ein 
Ungleichgewicht geraten und möglicherweise auf die Idee kommen, wiederum Gerichte 
zu bemühen. – Aus diesem Grunde habe ich mich entschieden, ein differenziertes 
Modell vorzulegen. Das ist aber angreifbar, vollkommen klar. Wenn man das nach 
Laufbahn macht, kann man natürlich nicht alle Fragen dieser Welt beantworten. Das 
kann man aber nie bei der Lebensarbeitszeit. Ich kenne kein Modell, mit dem alle Fragen 
geklärt würden. Dann müsste man nämlich individualisieren. 

Auf die Idee, dass jeder so lange arbeitet, wie es die jeweilige Belastung zulässt, wird 
aber wohl keiner kommen. Dass nach Gruppierungen oder Belastungen zu unterschei-
den, ist extrem schwierig. Im kommunalen Bereich haben einige gesagt, man solle das 
nach individuellen Belastungen oder nach den Belastungen der jeweiligen Laufbahn-
gruppen machen. Das ist sehr mechanisch – einverstanden –, aber es ist machbar. 
Das andere würde dazu führen, dass man für jeden Beamten nachträglich gucken 
müsste, wie viel er geleistet hat. Ich sehe den Proteststurm der Städte und Gemein-
den, die dann sagen würden: Die Arbeit können wir uns nicht machen. Wer bezahlt 
eigentlich, wenn wir das für jeden Einzelnen ausrechnen müssen? 

Deswegen steht man am Ende vor der Frage: Macht man eine Differenzierung oder 
macht man keine? Wenn man eine macht, habe ich von noch keinem interessanteren 
Modell gehört als von dem nach Laufbahn. Das ist relativ pauschal und damit nie hun-
dertprozentig richtig, nie hundertprozentig gerecht – das stimmt. Aber bei denjenigen, 
die in Deutschland bis 62 oder 67 arbeiten müssen, ist es ja auch nicht gleich. Es gibt 
verschiedene Berufe, die unterschiedliche Belastungen haben. Ich glaube, dass je-
mand, der auf dem Bau arbeitet, eine andere Belastung hat als jemand, der wie ich im 
Büro sitzt. 

Lange Rede, kurzer Sinn: Jedes dieser Modelle, auch das, was ich vorgeschlagen 
habe, ist angreifbar. Es ist nicht ohne Mängel – ich wiederhole es. Ich habe die Ent-
scheidung am Ende treffen müssen: einheitlich oder nicht einheitlich und, wenn nicht 
einheitlich, mit welchen Unterscheidungen? Ich habe mich für die Laufbahnen ent-
schieden. Das kann man anders machen. Ich habe aber noch keinen klügeren Vor-
schlag gehört, der auch praktikabel ist. 

Man kann es einheitlich machen: 60 für alle, 61 für alle, 62 für alle. Eine Mehrheit von 
80 % ist aber im mittleren Dienst, investiert mehr in Arbeitszeit, ist stärker belastet als 
diejenigen, die Leitungsaufgaben wahrnehmen. Das ist unbestritten. Die könnten dann 
sagen: Das ist ungerecht, und dagegen gehen wir vor. – Das muss man wissen. Ich 
wollte es nur mal gesagt haben. Ich habe überhaupt kein Problem damit, wenn das 
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Parlament das ändert. Ich wollte allerdings zu Protokoll geben, wo die Bedenken sind, 
und das habe ich hiermit getan. 

Ich habe von der SPD und der FDP keinen Vorschlag dazu gehört, was sie eigentlich 
wollen, sondern nur, dass ich Mist gebaut hätte. 

(Christina Kampmann [SPD]: Wir wollen, dass Sie davon Abstand 
nehmen! – Weitere Zurufe) 

– Wollen Sie es wie bisher lassen? 

(Christina Kampmann [SPD]: Ja!) 

– Ach, wie bisher? Das geht doch gar nicht. Dazu hat das Gericht doch etwas gesagt. 

(Zurufe von Christina Kampmann [SPD] und Benedikt Falszewski 
[SPD] – Gegenruf von Gregor Golland [CDU] – Weitere Zurufe) 

Vorsitzende Angela Erwin: Herr Minister Reul hat das Wort. 

Minister Herbert Reul (IM): Wenn ich Sie richtig verstanden habe, … 

(Zuruf von der SPD: Nein, haben Sie nicht!) 

– Ich versuche jetzt, das zusammenzufassen: FDP und SPD wollen, dass es bei 60 
bleibt. Ihre Idee ist also, dass es bleibt, wie es ist. 

Christina Kampmann (SPD): Herr Reul, dass ich Sie darüber aufklären muss: Im 
Urteil ging es darum, dass es bisher auf Erlass- und nicht auf Gesetzesgrundlage war. 
Das Urteil betrifft in keiner Weise den Umstand, dass man möglicherweise die Alters-
grenze anheben müsste. Das ist getrennt davon. Ich finde es wirklich schwierig, dass 
Sie es hier so darstellen, als ob Sie gerichtlich dazu gezwungen wären, die Alters-
grenze anzuheben. 

(Minister Herbert Reul [IM]: Das habe ich nicht gesagt!) 

In aller Deutlichkeit: Das ist nicht der Fall. Sie behaupten, wir würden nur kritisieren 
und nicht sagen, was wir wollten. Wir haben klar gesagt, was wir wollen, und zwar 
schon ziemlich häufig: Wir wollen, dass Sie die Hände von der Altersgrenze lassen 
und die Altersgrenze bei 60 belassen, also da, wo sie jetzt ist. Ich hoffe, das ist deutlich 
genug. Ich würde mich freuen, wenn wir im parlamentarischen Verfahren auch genau 
dazu kommen. 

(Beifall von Marc Lürbke [FDP]) 

Minister Herbert Reul (IM): Nur zur Richtigstellung: Ich habe nie gesagt, dass das 
Gericht mich gezwungen habe, die Altersgrenze anzuheben. Ich habe gesagt, dass 
wir durch dieses Gerichtsurteil gezwungen worden sind, etwas vorzulegen, ein Gesetz. 

(Benedikt Falszewski [SPD]: Ja, ein Gesetz, aber der Inhalt hätte sich 
nicht ändern müssen! – Zuruf von Christina Kampmann [SPD]) 
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– Das habe ich doch gar nicht gesagt. Hören Sie doch bitte sorgfältig zu. – Das Gericht 
hat mich gezwungen, ein Gesetz zu machen. 

(Nadja Lüders [SPD]: Sie haben gesagt, wir wollten nichts ändern! – 
Benedikt Falszewski [SPD]: Genau!) 

– Sie wollen ja auch nichts ändern. 

Vorsitzende Angela Erwin: Liebe Kolleginnen und Kollegen, wer sich zu Wort mel-
den möchte, möge bitte die Hand heben, dann wird er von mir auch drangenommen. 

Markus Wagner (AfD): Ich wiederhole, was ich möchte, denn das ist vielleicht nicht 
so deutlich geworden. 

(Zuruf von der SPD) 

Wenn Sie schon einen Gesetzentwurf erarbeiten, möchte ich, dass Sie das auf einer 
soliden, validen Datengrundlage tun. Solange das nicht der Fall ist, kann nur das dabei 
herauskommen, was dabei herausgekommen ist. Es handelt sich um einen Gesetz-
entwurf, der das Problem, das mit ihm angegangen werden soll, nicht löst. Das ist das 
eigentliche Problem, das ich sehe. Schaffen Sie erst einmal eine entsprechende Da-
tengrundlage, und dann reden wir über ein Gesetz, aber doch nicht umgekehrt. Das 
ist eine Vorgehensweise, die ich nicht nachvollziehen kann. 
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2 Den europäischen Katastrophenschutz durch NRW-Initiativen stärken – 

Nordrhein-Westfalen muss sein Schweigen brechen und weiter europäische 
Solidarität zeigen! 

Antrag 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 18/6365 

Ausschussprotokoll 18/518 (Anhörung vom 08.03.2024) 

– abschließende Beratung und Abstimmung 

(Überweisung des Antrags an den Ausschuss für Europa und In-
ternationales – federführend – sowie den Innenausschuss am 
27.10.2023) 

Marc Lürbke (FDP) meint, dass ein Blick auf die aktuellen Nachrichten offenbare, dass 
in Nordrhein-Westfalen, in Deutschland, in Europa mehr in Sachen Katastrophenschutz 
unternommen werden müsse, nicht zuletzt wegen der Auswirkungen des Klimawan-
dels. Da spontan organisierte bilaterale Hilfe oftmals nicht ausreiche, um großflächige 
Katastrophen zu bewältigen, bedürfe es auf europäischer Ebene einer besseren Ko-
ordination. 

Vorliegender Antrag könne dabei helfen, die derzeitige Kirchturmpolitik zu überwinden 
und die Kooperation auszubauen, weshalb die Landesregierung einige der darin ent-
haltenen Punkte aufgreifen möge, zumal er von sachverständigen Institutionen wie 
dem Deutschen Roten Kreuz, dem Verband der Feuerwehren oder der Europäischen 
Kommission positiv bewertet werde. 

Im Übrigen brauche es nicht nur eine Stärkung des Katastrophenschutzes, sondern 
auch des Ehrenamts. 

Eingangs feststellend, dass vorliegendem Antrag die richtige Intention zugrunde liege, 
lässt Dr. Julia Höller (GRÜNE) die Kritik folgen, dass er inhaltlich nicht genüge, um 
die Herausforderungen im Katastrophenschutz bewältigen zu können. So würden darin 
Dinge suggeriert, die in dieser Form nicht zuträfen, was die Sachverständigen in ihren 
Stellungnahmen auch herausgearbeitet hätten. So existiere bereits ein etabliertes EU-
Katastrophenschutzverfahren, selbstverständlich mit deutscher Beteiligung, im Rahmen 
dessen die einzelnen Länder entsprechend geschulte und erfahrene Einheiten bereit-
hielten, die dann von jeweils anderen Ländern angefordert werden könnten. Im Antrag 
würden spezifische Bedürfnisse und Fähigkeiten jedoch nicht berücksichtigt, stattdes-
sen werde dort schlicht gefordert, dass Deutschland genauso viele Einheiten wie 
Frankreich aufstellen möge, was dem Grundgedanken des EU-Katastrophenschutz-
verfahrens widerspreche. 

Christina Kampmann (SPD) befürwortet die Initiative zur Stärkung des europäischen 
Katastrophenschutzes und bescheinigt dem Antrag, prinzipiell in die richtige Richtung 
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zu weisen, erinnert aber auch an die Kritik der Sachverständigen daran, dass er wei-
tere Instrumente und Mechanismen hätte aufzeigen müssen. 

Thomas Schnelle (CDU) betont, dass die derzeitigen Katastrophenlagen offenbarten, 
dass man in diesem Bereich immer mehr tun könne, weshalb man auch in NRW stets 
hinterfragen möge, ob man hinreichend gut aufgestellt sei. Die Priorität müsse aber 
darauf liegen, Einheiten vorzuhalten, die hiesige Katastrophenlagen bewältigen könn-
ten, was beispielsweise Instrumente wie Löschflugzeuge ausschließe. Die NRW-
Waldbrandmodule hingegen könnten im Bedarfsland natürlich auch im europäischen 
Ausland unterstützend tätig werden. 

Markus Wagner (AfD) hält eine verstärkte Koordination auf EU-Ebene für den fal-
schen Ansatz, da es im Katastrophenfall üblicherweise darum gehe, in den betroffenen 
Regionen schnell und bedarfsgerecht zu reagieren, was durch die bestehenden Struk-
turen auf Länder-, Kreis und Kommunalebene gewährleistet werde. 

Der Ausschuss lehnt den Antrag mit den Stimmen der Frakti-
onen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und AfD gegen 
die Stimme der FDP-Fraktion bei Enthaltung der SPD-Fraktion 
ab. 
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3 Demokratie bewahren – Politisches und gesellschaftliches Engagement 

stärken: Maßnahmen zum Schutz von Amts- und Mandatsträgern (Bericht 
auf Wunsch der Landesregierung) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/2629 – Neudruck (nachträglich erschienen) 

Minister Herbert Reul (IM) berichtet: 

Ich würde gerne eine Vorbemerkung machen. Bei den Zahlen in der Vorlage hat 
sich ein Fehler eingeschlichen. Auf Seite 3 gibt es die Zahlen zu Gewaltdelikten. 
Die Zahlen für 2022 stimmen: ein Gewaltdelikt gegen Mandats- und vier gegen 
Amtsträger, also zusammen fünf. Für 2023 stimmen die Zahlen auch: drei gegen 
Mandats- und zehn gegen Amtsträger, zusammen 13. Bei den Zahlen für 2024 gibt 
es aber einen Fehler, einen Tippfehler: Das sind nicht 36 Gewaltdelikte, sondern 
nur drei. Das heißt, bisher liegen wir unter den Zahlen des Vorjahres. Ich wollte das 
richtigstellen, weil das ja nicht unwichtig ist. 

Zur Sache selber: Ich brauche Ihnen nicht noch einmal zu sagen, wie wir diese 
Angriffe auf Mandatsträger bewerten, das ist ja relativ klar. Ich wollte nur die Gele-
genheit nutzen, die einzelnen Vorschläge zu beleuchten, damit wir die Faktenlage 
klar haben.  

Eine Rund-um-die-Uhr-Hotline im Ministerium, an die sich alle Mandatsträger wen-
den können, gibt es seit 2019. Die brauchen wir also nicht mehr einzurichten. 

Einen Präventionsleitfaden für Mandats- und Amtsträger mit vielen Hinweisen, wie 
man sich vor Übergriffen schützen kann, gibt es seit 2021. Seit 2022 wird der um 
ein Taschenexemplar ergänzt, klein und handlich, um es in der Hosentasche mit-
nehmen und immer up to date sein zu können. Das wurde vor zwei Jahren übrigens 
an alle rund 20.000 Mandatsträger verteilt. Sie kennen das vielleicht. 

(Minister Herbert Reul [IM] hält ein Exemplar in die Höhe.) 

Seit 2023 werden von Kreispolizeibehörden, aber auch als offenes Onlineangebot 
sogenannte SICHERE SPRECHSTUNDEN angeboten. Während des Plenums im 
Mai waren die Kollegen auch hier im Landtag präsent. 

All diese Informationsangebote werden ergänzt durch das Netzwerk #sicherim-
Dienst, Beratungen des Verfassungsschutzes und eine Themenseite des Landes-
kriminalamts.  

Mit Blick auf die Europawahl und vor dem Hintergrund der jüngsten Übergriffe haben 
wir die Polizeibehörden im Land per Erlass sensibilisiert. Wir haben alle politischen 
Verantwortungsträger mit einem Schreiben nochmals auf die bestehenden Ange-
bote hingewiesen und im Landeskriminalamt eine zentrale Informationssammel-
stelle eingerichtet. Über die aktuellen Entwicklungen werde ich regelmäßig in Form 
eines Lagebildes informiert. 
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Stand Dienstag dieser Woche haben wir in NRW insgesamt 228 Straftaten mit Be-
zug zur Europawahl registriert, darunter 171 Sachbeschädigungen und ein Gewalt-
delikt. 

Die IMK hat sich schon Ende letzten Jahres dafür ausgesprochen, die Strafen für 
die Bedrohung von Mandats- und Amtsträgern zu verschärfen. Daraus ist mittler-
weile eine Gesetzesinitiative geworden, die, unterstützt von NRW, im Bundesrat-
splenum am 17. Mai eingebracht wurde. Es geht im Kern darum, mehr juristische 
Handhabe zu bekommen, indem wir den Straftatbestand der Nötigung in § 105 f 
Strafgesetzbuch auf kommunale Mandats- und Amtsträger sowie EU-Institutionen 
erweitern, außerdem sollen niederschwelligere Bedrohungen erfasst werden. 

Bei Bedarf gibt es für bedrohte politische Verantwortungsträger und betroffene Ört-
lichkeiten natürlich auch eine individuelle Gefährdungsbewertung durch die örtliche 
Polizei und wenn es sein muss Personen- bzw. Objektschutz. 

Ich habe das vorgetragen, damit Sie nicht den Eindruck bekommen, wir seien im 
Tiefschlaf gewesen. Vielleicht muss man derartige Informationen öfter teilen, damit 
klar wird, was wir alles machen. 

Dorothea Deppermann (GRÜNE) hebt hervor, dass man im Zusammenhang mit den 
berichteten Zahlen nicht nur die Gewaltbereitschaft innerhalb der Gesellschaft, son-
dern auch die Motive hinter derartigen Delikten thematisieren müsse, da vor allem Po-
litiker*innen und andere Personen des öffentlichen Lebens angegriffen würden, die 
sich für bestimmte Themen bzw. Positionen starkmachten. Zu den Betroffenen zählten 
deshalb häufig Frauen, Migrant*innen, queere oder behinderte Menschen. 

Dem vorliegenden Bericht könne man entnehmen, dass die zentrale Ansprechstelle 
der Landesregierung in diesem Jahr erst einmal kontaktiert worden sei, weshalb sie 
anrege, Maßnahmen zu ergreifen, um deren Bekanntheit zu steigern, sodass Be-
troffene um die dort angesiedelte professionelle Unterstützung wüssten. 

Christina Kampmann (SPD) begrüßt die Thematisierung des Sachverhalts und be-
tont, dass die Zahlen die Notwendigkeit offenbarten, bereits ergriffene Maßnahmen zu 
überprüfen und gegebenenfalls weitere Maßnahmen einzuleiten, um den Feinden der 
Demokratie entschlossen entgegentreten zu können. Attackiert würden allerdings 
nicht nur Amts- und Mandatsträger, sondern auch Polizisten, Feuerwehrleute, Ret-
tungskräfte sowie ehrenamtlich Engagierte aus verschiedenen Bereichen. 

Die von ihrer Vorrednerin angesprochene geringe Resonanz lasse auch sie zum dem 
Schluss kommen, dass auf bestehende Initiativen verstärkt aufmerksam gemacht wer-
den müsse, da diese schließlich nur dann eine positive Wirkung entfalten könnten, 
wenn sie von Betroffenen auch in Anspruch genommen würden. 

LKD Markus Gemünd (IM) ergänzt den mündlichen Bericht von Minister Herbert 
Reul (IM) um das Detail, dass sich die drei in 2024 bisher verübten Gewaltdelikte aus-
schließlich gegen Mandatsträger gerichtet hätten und auf Amtsträger somit keines ent-
falle. 
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Um die Bekanntheit der zentralen Ansprechstelle zu steigern, habe man ein Schreiben 
an die Parteien und die kommunalen Spitzenverbände versandt, zudem sei an die 
Kreispolizeibehörden ein Erlass zur Sensibilisierung gesteuert worden, und man plane 
mit den dort angesiedelten Präventionsdienststellen weitere Maßnahmen, etwa die 
Durchführung einer Videokonferenz, zu der sich mehrere Tausend Teilnehmer zu-
schalten könnten. 

In akuten Fällen sollten Betroffene natürlich immer die 110 anrufen, um Hilfe zu erhalten. 

Mit Blick auf die angegriffenen Mandatsträger fragt Gregor Golland (CDU) nach ihren 
Parteizugehörigkeiten, ihren Tätigkeitsebenen, und dem Ausmaß ihrer Verletzungen. 

Markus Wagner (AfD) interessiert sich für die Zahl der bisher im Jahr 2024 verübten 
Straftaten gegen Mandats- und Amtsträger insgesamt, um diese mit den entsprechen-
den im Bericht enthaltenen Zahlen für 2022 und 2023 vergleichen zu können. 

Seinen Ausführungen voranstellend, dass er über die Gewaltdelikte wegen teilweise 
noch laufender Strafverfahren nur eingeschränkt berichten könne, zählt LKD Markus 
Gemünd (IM) folgende Opfer als Beispiele auf: ein Bürgermeister der Stadt Essen und 
ein Bundestagsabgeordneter, beide Bündnis 90/Die Grünen; ein Ratsmitglied der Stadt 
Lüdenscheid, Die Heimat; ein Ratsmitglied der Stadt Hürth, parteilos. 

Im Zuge der Sonderauswertung zur Europawahl habe man eine Erweiterung um die 
Aspekte „Parteimitglieder“ und „Parteieinrichtungen“ vorgenommen. In diesem Bereich 
sei es Stand 4. Juni 2024 zu 191 Straftaten gekommen. Bezogen auf Amts- und Man-
datsträger lägen folgende Zahlen vor: zwölf Straftaten gegen Amtsträger der Kommu-
nen, acht Straftaten gegen Amtsträger und 21 gegen Mandatsträger des Landes, 78 
Straftaten gegen Amtsträger und 72 gegen Mandatsträger des Bundes, elf Straftaten 
gegen Mandatsträger der EU. 
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4 Paderborn: 30-Jähriger nach Tritten gegen den Kopf verstorben – Was sind 

die Hintergründe? (Bericht beantragt von der AfD-Fraktion [s. Anlage 1]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/2619 

Vorliegenden Bericht zitierend, zählt Markus Wagner (AfD) auf, mit welchen Delikten 
der 18-jährige Beschuldigte A. bisher polizeilich in Erscheinung getreten sei: Laden-
diebstahl, Vergewaltigung von Widerstandsunfähigen, Sachbeschädigung, gefährliche 
Körperverletzung, schwerer Raub, unerlaubter Handel gemäß Konsumcannabisge-
setz. Konsequenzen habe es allerdings nicht gegeben. Das erinnere an den Fall 
„Brokstedt“, bei dem ein junges Paar ermordet worden sei. Gegen den Täter habe es 
im Vorfeld 24 Ermittlungsverfahren gegeben, von denen einige mit dem Hinweis da-
rauf, dass er im Zuge anderer schwerere Strafen zu erwarten habe, nicht weiterverfolgt 
worden seien. Dieser Umgang mit Kriminalität aufseiten der Justiz führe nicht dazu, 
dass sich derartige Täter zur Räson bringen ließen, sondern im Gegenteil dazu, dass 
sie mit jedem Delikt ein Stück weitergingen, bis hin zu Tötungsdelikten. 
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5 Bielefeld – Kesselbrink: Schlägerei und Messerattacke (Bericht beantragt 

von der AfD-Fraktion [s. Anlage 1]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/2604 

Markus Wagner (AfD) führt aus, dass es sich beim Kesselbrink um einen beliebten 
Treffpunkt handle, der aber in den Abend- und Nachtstunden zunehmend unsicher 
werde, insbesondere für Frauen. In diesem Zusammenhang wolle er drei Fragen stel-
len: Sei die nahe gelegene Polizeiwache permanent oder nur temporär besetzt? Wie 
hätten sich die Straftaten am Kesselbrink von 2015 bis heute entwickelt? Wie viele 
Intensivtäter seien in Bielefeld gelistet? 

IdP Michael Schemke (IM) antwortet, dass die am Kesselbrink gelegene Polizeiwache 
Ost permanent besetzt sei. 

Ankündigend, die Informationen zu den Intensivtätern in Bielefeld nachzuliefern, fährt 
LdsKD Peter Mosch (IM) mit Erläuterungen zu Straftaten am Kesselbrink fort: Prinzi-
piell gestalte es sich etwas problematisch, Daten für einen einzelnen Platz zu erheben 
bzw. auszuwerten, da sowohl die nicht weit entfernte Innenstadt als auch die umlie-
genden Straßen hineinspielen könnten. Im ersten Quartal 2024 seien 18 Gewaltdelikte 
erfasst worden, allerdings umfassten diese auch nicht in der Polizeilichen Kriminalsta-
tistik auftauchende einfache Körperverletzungen. Bei der Rauschgiftkriminalität ver-
zeichne man im Vergleich zum Vorjahreszeitraum einen deutlichen Rückgang von 146 
auf 45 Fälle. 
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6 Wieder Gewaltausbruch am Kesselbrink: Bielefelder mit Messer verletzt 

(Bericht beantragt von der AfD-Fraktion [s. Anlage 1]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/2605 

– keine Wortbeiträge 

  



Landtag Nordrhein-Westfalen - 25 - APr 18/590 

Innenausschuss 06.06.2024 
34. Sitzung (öffentlicher Teil) bas 
 
 
7 Haftbefehl gegen Netanjahu – Wie verfährt Nordrhein-Westfalen? (Bericht 

beantragt von der AfD-Fraktion [s. Anlage 2]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/2606 

Markus Wagner (AfD) zitiert aus vorliegendem Bericht: 

„Entsprechend der Befugnisnormen der Strafprozessordnung bzw. dem ISt-
GHG ist die Polizei dann zur vorläufigen Festnahme befugt und verpflichtet, 
sofern unter anderem die Voraussetzungen eines Haftbefehls, Unterbrin-
gungshaftbefehls oder Überstellungshaftbefehls vorliegen.“ 

Könne er daraus schließen, dass Benjamin Netanjahu, sollte der Internationale Straf-
gerichtshof einen Haftbefehl gegen ihn erlassen, in Nordrhein-Westfalen verhaftet 
würde? 

Minister Herbert Reul (IM) gibt an, diese Frage nicht beantworten zu wollen, da sie 
keinen Sinn ergebe. Mit derartigen Problemen beschäftige man sich erst nach ihrem 
Auftreten. 

Markus Wagner (AfD) wiederholt seine Frage, da die aus dem Bericht zitierte Pas-
sage eine solche Verhaftung zumindest möglich erscheinen lasse. 

Darauf hinweisend, dass bisher lediglich die Beantragung eines Haftbefehls nicht aber 
ein Haftbefehl selbst existiere, bekräftigt Minister Herbert Reul (IM), auf diese Was-
wäre-wenn-Frage nicht antworten zu wollen. 
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8 Duisburg: Messerstecherei am Hauptbahnhof (Bericht beantragt von der AfD-

Fraktion [s. Anlage 2]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/2625 
Vertrauliche Vorlage 18/122 

– keine Wortbeiträge 
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9 Köln: Mann auf der Straße niedergeschossen (Bericht beantragt von der AfD-

Fraktion [s. Anlage 3]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/2624 

Auf vorliegenden Bericht Bezug nehmend, weist Markus Wagner (AfD) darauf hin, 
dass weder das Opfer noch seine Angehörigen Interesse an einer polizeilichen Auf-
klärung der Tat erkennen ließen, sondern sich stattdessen möglicherweise in Selbst-
justiz üben wollten, was zu der Frage führe, ob man diese Personen im Blick behalten 
werde. 

LdsKD Peter Mosch (IM) gibt an, sich zum laufenden Ermittlungsverfahren nicht äußern 
zu können, versichert aber, dass man die weitere Entwicklung des Falls aufmerksam 
verfolgen werde. 
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10 Welche Auswirkungen hat der Beschluss des Bundesverfassungsgerichts 

vom 09.04.2024 zu § 37 Abs. 1 Nr. 5 LBG? (Bericht beantragt von der SPD-Frak-
tion [s. Anlage 4]) 

In Verbindung mit: 

 Verfassungsgericht kippt Sonderstatus: NRW muss Polizeipräsidenten neu 
 einstufen (Bericht beantragt von der FDP-Fraktion [s. Anlage 5]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/2613 

Marc Lürbke (FDP) vertritt die Auffassung, dass sich die Ernennung von Polizeipräsi-
dentinnen und Polizeipräsidenten unter Minister Herbert Reul (IM) häufig verzögere und 
er seitens der Polizeipräsidien teilweise geradezu angebettelt werden müsse, vakante 
Stellen nachzubesetzen. Es fänden keine Übergaben statt und nach der Verabschie-
dung von Polizeipräsidentinnen und Polizeipräsidenten in den Ruhestand geschehe für 
mehrere Monate erst einmal gar nichts. Zudem stelle die Entscheidungsfindung hin-
sichtlich dieser Stellenbesetzungen allein durch den Minister kein geordnetes Verfahren 
dar. Werde also mit Blick auf die vakanten Stellen in Aachen und Mönchengladbach 
eine Prozessoptimierung vorgenommen? 

Christina Kampmann (SPD) meint, dass aus dem Beschluss des Bundesverfassungs-
gerichts folgen müsse, dass die Entscheidungen über die Besetzungen von Polizei-
präsidentenstellen künftig nicht mehr dem Kabinett, sondern dem Landespersonalaus-
schuss oblägen. In diesem Zusammenhang interessiere sie die Zulässigkeit der nach 
dem BVerfG-Beschluss erfolgten Ernennung der Polizeipräsidentin von Bochum durch 
das Kabinett. 

Minister Herbert Reul (IM) legt dar, dass der Landespersonalausschuss nur in recht-
lichen Sonderfällen angerufen werde, ansonsten aber das Kabinett entscheide. 

Der Bochumer Polizeipräsidentin sei ihr Amt, anders als bislang üblich, zunächst im 
Beamtenverhältnis auf Probe übertragen worden. 

Die bisherige Regelung im Landesbeamtengesetz hinsichtlich der Versetzung von Po-
lizeipräsidentinnen und Polizeipräsidenten in den einstweiligen Ruhestand könne kei-
nen Bestand mehr haben und werde entsprechend angepasst. 

Ansonsten bestehe natürlich der Grundsatz fort, nur die geeignetsten Kandidatinnen 
und Kandidaten für diese wichtigen und anspruchsvollen Posten auszuwählen, wobei 
eine derartige Bestenauslese naturgemäß dazu führe, dass sich die Besetzungsver-
fahren manchmal in die Länge zögen. 
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11 Wie ist die Entwicklung bei der Anzahl der Stichwaffenangriffe in Nordrhein-

Westfalen? (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [s. Anlage 6]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/2623 

Christina Kampmann (SPD): Wir hatten im vergangenen Jahr schon einmal einen 
Bericht zu diesem Thema beantragt, und da ist deutlich geworden, dass es einen er-
heblichen Anstieg gab. Jetzt haben wir es wieder schwarz auf weiß: 2022 hatten wir 
5.081 Fälle, in 2023 waren wir bei 6.221. 

Es gibt jetzt eine Bundesratsinitiative aus Niedersachsen, hinsichtlich derer wir fordern 
würden, dass Nordrhein-Westfalen sich ihr anschließt. Sie hat eine starke Einschrän-
kung des Umgangs mit Messern in der Öffentlichkeit zum Ziel. Dazu gehören zum 
Beispiel Verbote sämtlicher Springmesser, von Messern mit einer Klingenlänge ab 
6 cm, des Mitführens von Waffen im ÖPNV. Wir sagen ganz klar: Wir wünschen uns, 
dass die Regel zur Ausnahme wird und dass Messer in der Öffentlichkeit in Zukunft 
grundsätzlich nichts verloren haben. Grundsätzlich gibt es nämlich keinen vernünftigen 
Grund, ein Messer mit sich zu führen. Wir erwarten von der Landesregierung, dass sie 
sich dieser Bundesratsinitiative anschließt. 

Herr Minister, Sie haben in der Rheinischen Post gesagt: 

„Wir brauchen verstärkte Maßnahmen zur Kontrolle des Besitzes und Tra-
gens von Messern, schärfere Strafen für deren missbräuchliche Verwen-
dung und intensive Aufklärungskampagnen über die Gefahren.“ 

Niedersachsen hat bereits gehandelt. Wir möchten Sie heute fragen: Was macht Nord-
rhein-Westfalen ganz konkret? 

Marc Lürbke (FDP): Wir haben das schon ein paar Mal diskutiert. Wenn man sich die 
aktuellen Zahlen anschaut, muss man ganz nüchtern und ohne Schaum vor dem Mund 
feststellen: Die Bilanz in Nordrhein-Westfalen ist besorgniserregend, und die Leistung 
von Schwarz-Grün ist schlicht ungenügend. Die Zahlen gehen weiter nach oben. Wir 
haben eine teils dramatische Entwicklung. Ich will es deutlich sagen: Ich glaube, wir 
könnten weiter sein. 

Wir haben wie gesagt schon öfter darüber diskutiert, und ich habe hier einen Punkt 
nahezu gebetsmühlenartig vorgetragen. Damit meine ich eine gezielte Präventions-
kampagne. Herr Minister, ich habe das hier schon x-mal vorgeschlagen. Ich glaube, 
wir haben eine gewisse Chance, weil wir wissen – Sie schreiben das ja auch in Ihrem 
Bericht –, wer die Täter sein könnten. 

Ich erinnere ich mich an die Aktuelle Stunde im Plenum vor round about einem Jahr. 
Damals habe ich das schon gesagt. Ich habe eine Präventionskampagne gefordert, 
und zwar gezielt in Flüchtlingsunterkünften, in Sportvereinen, in Jugendtreffs, weil wir 
doch wissen, dass die Täter meist sehr jung und männlich und häufig nicht deutsch 
sind. Sie haben das vor einem Jahr relativiert. Das hat mich damals sehr geärgert, das 
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gehört wahrscheinlich dazu, Sie ärgert ja auch einiges. Sie sagten: Man wisse das ja 
gar nicht, und man solle vorsichtig hinsichtlich dessen sein, ob das wirklich so sei. Jetzt 
schreiben Sie es genauso in Ihrem Bericht: die Täter seien meist jung, männlich, nicht 
deutsch. 

Das muss man doch als Chance sehen, gezielt ansetzen zu können. Deswegen noch 
einmal der Appell: Starten Sie eine gezielte Präventionskampagne. Gehen Sie genau 
dahin, wo Sie die potenziellen Täter erreichen. Ich habe es gerade schon gesagt. Machen 
Sie also bitte auch vor den Flüchtlingsunterkünften keinen Halt, um jungen Männern 
zu verdeutlichen, dass Messer nirgendwo im öffentlichen Raum etwas zu suchen haben. 

Es besteht dringender Handlungsbedarf, und zwar ohne Wenn und Aber. Wir brauchen 
konsequente Abschreckung, die in Nordrhein-Westfalen Wirkung zeigt. Das schreibt 
die CDU sich ja auch immer auf die Fahnen. Herr Minister, auch wenn Sie Ihren Job 
machen, muss es noch an anderer Stelle geschehen. Die Justiz ist aber weiterhin am 
Limit. Die konsequente Abschreckung, die Strafen, die auf dem Fuße folgen, was die 
CDU immer fordert, gibt es ja in der Wahrheit nicht. Machen wir uns doch mal ehrlich: 
Das passiert ja meist nicht, weil die Verfahren viel zu lange dauern. Deswegen geht der 
Appell auch an Ihren Kollegen Limbach. Machen Sie bitte Druck. Wir brauchen schnellere 
Verfahren. Wir brauchen eine konsequente Abschreckung. Das passiert aktuell nicht. 
Das wäre aber ein ganz wichtiger Punkt. 

Also: gezielte Präventionskampagnen da, wo sie die Menschen, die potenziellen Täter 
erreichen; konsequente Abschreckung durch schnellere Verfahren. 

Markus Wagner (AfD): Es ist nichts Neues, dass speziell in arabischen Ländern das 
Tragen von Messern als besonders männlich gilt, und dass die jungen Männer diese 
Vorstellung nicht ablegen, wenn sie nach Deutschland kommen, ist auch relativ klar. 

Sehr interessant in diesem Zusammenhang finde ich, was Ahmad Mansour der BILD 
zum Thema „Integration“ sagte: 

„Das gesamte Integrationsumfeld, das gesamte Präventionsumfeld ist in 
Händen von Menschen, die eine linke Ideologie vertreten, die die Muslime 
nicht in der Verantwortung sehen, sondern mit ihnen kuscheln.“ 

Er fordert also, dass Integrationsarbeit ernsthaft, frei von ideologischen Andeutungen 
und auf Augenhöhe gemacht werden müsse. Aus meiner Sicht geht die Integrations-
arbeit in diesem Land in eine völlig falsche Richtung. Das sehen wir ja auch an den 
Zahlen. Dementsprechend ist der erste Gedanke, den wir uns machen müssen, der, 
dass wir uns von ideologischen Zwängen in der Integrationsarbeit befreien müssen. 
Der Meinung bin ich. Ich stimme Herrn Mansour also auf jeden Fall zu. Das ist etwas, 
worüber nachgedacht werden muss. Das ist nicht die Aufgabe des Innenministers, da-
für ist eine andere Ministerin zuständig, aber es muss geschehen. 

Der nächste Punkt betrifft Einschränkungen für Springmesser, Messer mit einer be-
stimmten Klingenlänge usw. An Messer zu kommen, ist wesentlich einfacher, als an 
Schusswaffen zu kommen. Sie können solche Verbote gerne machen. Ich prophezeie 
Ihnen jetzt schon: Es wird nicht helfen. Es wird überhaupt nicht helfen, weil man 
Springmesser oder Messer mit längeren Klingen kaum entdecken kann und sie sehr 
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leicht zu bekommen sind. Das ist also ein Ansatz, von dem ich nicht glaube, dass er 
am Ende erfolgreich sein wird. Man kann es sicherlich versuchen, aber einen großen 
Wert wird es nicht haben. 

Wir müssen uns vielmehr fragen: Welche Erwartungen haben wir an die Leute, die in 
unser Land kommen? Welche Erwartungen müssen sie erfüllen? Und wir müssen klar 
und konsequent sein, wenn diese Erwartungen nicht erfüllt werden. Nur so werden wir 
dieses Problem früher oder später einigermaßen in den Griff kriegen, sicherlich nicht 
zu 100 %, aber einigermaßen. Solange das aber nicht geschieht, solange das immer 
wegdiskutiert wird, werden wir diese Probleme weiterhin und in steigendem Maße haben. 

Andreas Bialas (SPD): Ich muss schon sagen, ich bin relativ überrascht. Wir haben 
hier die Anzahl der Stichwaffenangriffe nachfragen müssen. Das war eine Information, 
die nicht zur Verfügung gestellt worden ist, noch nicht mal im Rahmen der PKS, nach 
der stattdessen gezielt gefragt werden musste. Ich frage mich schon, warum das so 
war, warum das so ist. Wir haben vor einem Jahr darüber gesprochen, vor einem Jahr 
bekam ich die Antwort: Die sind doch sogar rückläufig. Sie wollen hier letztendlich nur 
verängstigen. 

Wir haben jetzt 6.221 Fälle, das sind 17 pro Tag. So viele hat es noch nie gegeben. 
Wenn man nach den Opfern schaut, stellt man fest, dass es sogar 22 pro Tag sind. 
Da frage ich mich schon: Was ist hier los? Warum bekommen wir diese Informationen 
erst jetzt? Vor allen Dingen hätte ich mir bei einer solch katastrophalen Situation, bei 
solchen Zahlen, bei solch einer realen Gefahr, die Tag für Tag da ist, gewünscht, dass 
es Ihrerseits eine Erklärung dazu gibt, was Sie tun, was Sie getan haben und was Sie 
zu tun beabsichtigen. Ich weiß, dass wir das in diesem Bericht nicht gefragt haben, 
das werden wir an anderer Stelle tun. Aber bei so einer Problemlage erwarte ich schon, 
dass die Landesregierung deutlich sagt, was sie an Prävention, an Repression, an 
Aufklärung oder meinetwegen auch an Rechtsänderungen plant. Davon lese ich 
nichts. Das ist schon sehr mau. 

Ein weiterer Punkt betrifft die Qualität des Berichts. Vielleicht können Sie mir die letzten 
Zeilen erklären, ich verstehe Sie nicht. Es geht um die Aufschlüsselung der 6.221 Fälle. 
Es handle sich um Tötungsdelikte, es handle sich um Körperverletzungsdelikte, und in 
2.241 Fällen sei ein „sonstiges Messer“ verwendet worden. Bei was denn? Das sind 
ja Angriffe. Ich bitte um Aufklärung darüber, worum es da geht. Zu so einem Thema 
einen solchen Bericht zu bekommen, finde ich schon erschreckend. 

Die zentrale Frage ist aber, was die Landesregierung zu tun gedenkt. 

Dr. Julia Höller (GRÜNE): Wir diskutieren ja immer wieder darüber. Wir hatten vor 
einem Jahr die große Debatte. Im Plenum haben wir es mehrfach gehabt, wir haben 
es oft im Innenausschuss. Wir führen diese Debatten nicht einfach so, sondern um 
irgendwie klüger zu werden, um darüber zu sprechen, um uns gegenseitig auf kluge 
Ideen zu bringen, um voneinander zu lernen. 

(Andreas Bialas [SPD]: Wir tun das, um die Leute zu schützen!) 
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Und eines haben wir daraus doch schon gelernt: Es wird nicht die eine Maßnahme 
geben, die eierlegende Wollmilchsau, die diese Taten alle verhindert, weder in der 
Repression noch in der Prävention. 

(Zuruf: Das hat ja keiner gesagt!) 

Das gilt ebenso für eine Riesenkampagne, Marc, auch wenn du das schon vor einem 
Jahr gesagt hast. 

(Zuruf von Marc Lürbke [FDP] – Andreas Bialas [SPD]: Ich bleibe auch 
gerne dumm, wenn es die Leute schützt!) 

– Lasst mich doch einfach mal ausreden. – Ich glaube, wir müssen dahin kommen, zu 
sagen: Es gibt viele gute Maßnahmen. – Eine Kampagne kann eine davon sein, Ver-
botszonen können eine davon sein. Über die Bundesratsinitiative aus Niedersachsen 
habe auch ich gelesen. Die Maßnahmen, die da drinstehen, könnten klug sein. Wir 
müssen uns aber immer wieder klarmachen: Wenn wir Verbote machen, egal in wel-
cher Form, müssen die irgendwie kontrolliert werden. Wir machen uns etwas vor, wenn 
wir sagen: Das ist eine super Lösung, und damit haben wir alles getan. 

Ich habe schon im Plenum gesagt, dass es nicht der Instrumentenkasten der Innen-
politik ist, der dieses Problem lösen wird. Wir haben hier Gruppen junger Männer. Es 
sind weit über 80 % Männer, die diese Taten begehen. Das heißt, wir müssen darauf 
schauen und uns fragen: Warum tragen die ein Messer? Was passiert da? Was ist da 
los? Wir müssen in Schulen gehen. Wir müssen da Prävention machen. All diese Maß-
nahmen zusammen wirken dann hoffentlich. 

Über eine Maßnahme wurde heute noch gar nicht gesprochen. Ich würde die gerne 
hier herausstellen, weil ich sie für sehr klug halte. Ich glaube, dass man sich da etwas 
abgucken kann, wenn es regional passt und dass das vielleicht auch in der Fläche 
ausweitbar ist. Das Dortmunder Polizeipräsidium hat einzelne Intensivtäter angespro-
chen – ich glaube, es waren an die 400 –, Gefährderansprachen gemacht und denen 
Messer verboten. So etwas wirkt sicherlich nicht überall, aber ich finde, das ist eines 
der besten Beispiele. 

Es kann aber wie gesagt nicht die Lösung sein, zu meinen: Wir haben hier die eine 
super Maßnahme, und wenn wir die komplett ausrollen, ist dieses Problem erledigt. – 
Wir sollten vielmehr einzelne Maßnahmen haben, die in einem Paket dann hoffentlich 
dazu führen, dass wir die steigenden Zahlen irgendwann in den Griff bekommen. 

Wir sollten alle schauen, dass wir verbal ein bisschen abrüsten und gemeinsam an 
dieser Sache arbeiten. 

Dr. Christos Katzidis (CDU): Ich will nicht wiederholen, was schon gesagt worden ist. 
Ich glaube, wir haben in der Sache, also was die Bekämpfung von Hass, Hetze und 
Gewalt angeht, keine Differenzen. Bei der Frage, welche Maßnahmen ergriffen werden 
müssen, haben wir aber sicherlich Differenzen. 

Ich würde einen Punkt nochmals ansprechen wollen, um das, was die Kollegin Höller 
gerade gesagt hat, zu verstärken: Innenausschuss, Polizei, Justizbehörden – das ist 
das Ende der Kette. Der Anfang, die Ursachen liegen ganz woanders. Wir müssen 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 33 - APr 18/590 

Innenausschuss 06.06.2024 
34. Sitzung (öffentlicher Teil) bas 
 
 
politisch insgesamt überlegen – das Stichwort „Schule“ ist schon gefallen –, was man 
inhaltlich verändern muss, was man zukünftig stärker in den Fokus rücken muss, um 
bestimmte Dinge zu verhindern. 

Mit Blick auf häusliche Gewalt müssen wir darüber diskutieren, wie man mehr proble-
matische Haushalte erreichen kann, in denen Kinder mit Gewalt groß werden. Kinder 
nehmen vieles aus dem Elternhaus mit, was sich dann in die Schulen, in den öffentli-
chen Raum, in den Sport überträgt. Das zeigt sich auch bei Angriffen auf unsere 
Staatsbedienstete. 

Insofern, Herr Kollege Bialas, müssen wir alles, Prävention und Repression, in den 
Fokus nehmen. Das teilen wir uneingeschränkt. Aber wir müssen viel früher ansetzen, 
und das können wir nicht im innenpolitischen Bereich machen. Nur wir alle gemeinsam 
können die Diskussion in die anderen Fachbereiche tragen. Ich würde mir wünschen, 
dass wir da ansetzen und versuchen, stärker präventiv tätig zu werden, einen größeren 
Fokus darauf zu legen. 

Minister Herbert Reul (IM): Ich versuche, alle Fragen zu beantworten. Herr Bialas, 
vor der Klammer: Wir haben in dem Bericht natürlich nur die Fragen beantwortet, die 
Sie gestellt haben, also etwa die nach Körperverletzungs- und Tötungsdelikten. 

Wenn Sie oben auf der Seite gucken, werden Sie sehen: In 2.241 Fällen wurde ein 
sonstiges Messer verwendet. Die Hauptzahl ist aber, dass es 2.450 Fälle von Körper-
verletzung mit Messern und sonstigen Stichwaffen gab. 2.241 davon waren sonstige 
Messer. Dann gliedert sich das in 112, 97 und 607 Fälle. Das sind gesonderte Unter-
scheidungen. Diese Zahlen sind zusammen zu betrachten. 

Ich würde gerne zu sonstigen Messern, zu sonstigen Stichwaffen, zum Waffengesetz 
etwas erläutern: Sonstige Messer sind Taschenmesser, Klappmesser, Küchen- und 
Haushaltsmesser. Messer nach dem Waffengesetz sind Butterflymesser, Faustmes-
ser, Fallmesser, Springmesser und Einhandmesser. Dann gibt es noch die sonstigen 
Stichwaffen, das sind Scheren, Schraubendreher, Skalpelle, Bajonette und Ähnliches. 
Das ist manchmal wirklich kompliziert, aber das sind die Unterscheidungen, und das 
kann im Text natürlich manchmal verwirren. 

Herr Lürbke hatte schärfere Gesetze angesprochen. 

(Marc Lürbke [FDP]: Ne!) 

– Sie wollen gar keine schärferen Gesetze? 

(Marc Lürbke [FDP]: Ich will eine Durchsetzung der bestehenden Ge-
setze!) 

– Gut, dann waren Sie das nicht. Es wurde aber über schärfere Gesetze und schnel-
lere Verfahren geredet. – Hinsichtlich schnellerer Verfahren – das war ja eben wie 
gesagt Debattengegenstand – bin ich der Meinung, dass das ernsthaftes Nachdenken 
erfordert, aber leider bin ich dafür nicht zuständig. 

Dann ist da noch die Frage, wer eigentlich für die Gesetze zuständig ist. Wenn Sie 
schärfere Gesetze wollen, muss das der Bund machen. Das ist klar? 
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(Nadja Lüders [SPD]: Bundesrat!) 

Ich komme gleich noch zu der inhaltlichen Frage. Wenn Sie aber heute auf die Meldung 
hinsichtlich der Kollegin aus Niedersachen aufspringen und fordern, man müsse end-
lich mal verbieten, sage ich: Ich weiß nicht, wie lange wir in der Innenministerkonferenz 
schon über die Frage der Verschärfung diskutieren und versuchen, das zu klären. Es 
werden verschiedene Varianten gesehen. Das kann nur der Bundesgesetzgeber ändern. 
Das sind wir uns einig? 

(Nadja Lüders [SPD]: Bundesrat!) 

Wir können nur sagen: Wir möchten es gerne; ich habe überhaupt nichts gegen diese 
Verschärfungsidee, noch nie gehabt. – Hinzufügen will ich aber: Zu glauben, dass 
wäre die Lösung des Problems, ist ein Irrtum. 

(Sebastian Watermeier [SPD]: Mein Gott!) 

Wir müssen bei all diesen Maßnahmen immer darüber nachdenken, was das heißt. 
Deswegen bin ich immer unheimlich vorsichtig damit, schärfere Gesetze zu fordern. 
Wenn man schärfere Gesetze macht, bedeutet das natürlich, dass man es dann kon-
trollieren muss, ansonsten macht es keinen Sinn. Das habe ich bei den Messerver-
botszonen, die ich nach wie vor für richtig halte, selbst gelernt. Sie sind eine Hilfe, aber 
nicht die Lösung aller Probleme. Wir haben das in Düsseldorf gesehen. Das klappt 
nur, wenn man richtig Manpower hinschickt, um zu kontrollieren. Da man das nicht 
jeden Tag machen kann, das geht nicht, ist das eben nur punktuell. Es hat aber trotz-
dem eine Wirkung. Es ist nicht falsch. Man darf nur nicht glauben, wir würden damit 
das Problem lösen. Mich stört in der Politik immer, dass wir so schnell eine Forderung 
aufstellen und sagen: Wenn wir das machen, ist das Problem gelöst. – Das ist ein 
Irrtum, ein totaler Irrtum. Es ist eine Hilfe. Ich habe nichts gegen Verschärfungen, weiß 
aber genau: Das wird nicht reichen. 

Wenn ich das in Erinnerung rufen darf: Wir als Landesregierung, namentlich auch ich, 
sind seit 2019 an dem Thema dran. Wir haben 2024. Daran sehen Sie, dass das 
Thema nicht so einfach ist. Das Land Nordrhein-Westfalen war das erste, das über-
haupt eine Statistik eingeführt hat. Wir hatten überhaupt keine Zahlen. Wir waren die 
Ersten, die überhaupt Zahlen dazu ermittelt haben, was mit Messerstraftaten ist. Dann 
hat 2020 der Bund nachgezogen. 

Herr Lürbke, ich glaube, das habe ich in der Debatte im Plenum auch gesagt: Wir 
analysieren jetzt die Zahlen, weil ich nicht nur wissen will, wie viele es sind. Ich will 
außerdem wissen: Welche Taten finden zu Hause statt? Welche finden auf der Straße, 
im öffentlichen Raum statt? Von welchen Menschen werden welche verübt? Das sind 
wirklich schwierige Fragen, bei denen wir alle ein bisschen schwimmen. Wir schreien 
schnell nach schärferen Gesetzen und merken dann, dass es das allein auch nicht ist. 
Je differenzierter die Informationen, die Analysen dazu sind, was dahintersteckt, desto 
besser können wir handeln, zum Beispiel auch bei Prävention. Es ist ein Unterschied, 
ob die Taten vorrangig im häuslichen Umfeld oder auf der Straße stattfinden. Es müs-
sen ganz andere Präventionsmaßnahmen stattfinden. 
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Ein Beispiel: Wir hängen Plakate auf Deutsch an den Messerverbotszonen auf. Selbst 
wenn es so sein sollte, dass viele der Messertäter kein Deutsch können, sind diese 
Plakate trotzdem juristisch klug, weil sie uns ein Instrument an die Hand geben. Sie 
haben aber keinen aufklärerischen Sinn, und das muss man wissen, bevor man diese 
Maßnahme ergreift. Ich habe das damals relativ schnell gemacht, weil ich den Polizis-
ten ein juristisches Instrument an die Hand geben wollte, mittels dessen sie überhaupt 
in die Taschen gucken, kontrollieren konnten. Ansonsten dürften sie das nämlich gar 
nicht. 

Da sind viele kleine Ecken drin. Sie haben alle recht. Ich bin bei dieser Frage mindes-
tens so ungeduldig wie Sie. Ich merke aber jeden Tag aufs Neue, dass es kompliziert 
ist. Wir sind dabei, und ich gehe davon aus, dass es nicht mehr lange dauert, bis wir 
Ihnen diese Analyse vorstellen können. Dann haben wir noch mehr Daten und können 
uns präziser zu den Maßnahmen äußern. 

Ich kann heute noch die Information weitergeben, dass wir entschieden haben, eine 
weitere Waffenverbotszone in Nordrhein-Westfalen auszuweisen, und zwar in Köln-
Mülheim. Im Detail geht es um: Wiener Platz, Clevischer Ring, Bergisch Gladbacher 
Straße, Genovevastraße. Das wird übrigens eine Waffenverbotszone sein, die im Un-
terschied zu den zeitlich befristeten ganzjährig, rund um die Uhr scharfgeschaltet ist. 
Das hat den Grund, dass das Ausmaß der Gewalttätigkeiten das hergibt. In den nächsten 
Wochen wird es noch eine Waffenverbotszone geben. In Dortmund gibt es – wie Sie 
vielleicht mitbekommen haben – einen anderen Versuch: Allen Intensivtätern, die den 
Kreispolizeibehörden namentlich bekannt sind, wurde die Anweisung gegeben, keine 
Waffen, Messer usw. mitzuführen. Es gibt also ein Verbot des Mitführens. 

(Dr. Julia Höller [GRÜNE]: Das habe ich doch gerade gesagt!) 

Nur so können sie eingreifen, können sie den Menschen, wenn sie sie erwischen, die 
Waffen abnehmen. Das ist eine flankierende Maßnahme, eine Differenzierung der 
Waffenverbotszone, aber eben ein bisschen genauer und spezifisch ausgerichtet auf 
eine Zielgruppe, die wir schon kennen und von der wir wissen, dass die Gefahr etwas 
größer ist als bei normalen Menschen. Wir können so etwas ja nicht auf bloßen Ver-
dacht hin machen. All das ist schwierig. 

Lange Rede, kurzer Sinn: Ich habe nichts gegen Verschärfungen, weiß aber, dass das 
allein nicht die Maßnahmen sind. Ja, ich bin für die Verbotszonen. Sollte es erfolgreich 
sein – und davon gehe ich aus –, werden wir die Maßnahmen hinsichtlich der Inten-
sivtäter in Dortmund weiter ausbauen. Ja, wir arbeiten an Präventionskonzepten, aber 
das werde ich erst dann in den Fokus nehmen, wenn ich weiß, auf wen wir die Prä-
vention ausrichten müssen. 

Es tut mir leid, das macht mich mindestens genauso ungeduldig. Sie können sich jetzt 
melden und sagen, dass das alles zu lange dauere – maybe –, aber es ist nicht ganz 
so einfach, wie man denkt. Wir haben Maßnahmen ergriffen, wir haben mehr analysiert 
als viele andere Bundesländer, aber trotzdem bin ich damit noch nicht zufrieden – da-
mit dieser Satz auch gesagt ist. 
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Markus Wagner (AfD): Wenn wir über Strafverschärfung sprechen, die natürlich Sache 
des Bundesgesetzgebers ist, müssen wir über die Bewertung von Messerattacken 
sprechen: gefährliche Körperverletzung oder grundsätzlich versuchter Mord? Wer je-
mand anderen mit einem Messer angreift, nimmt nämlich vorsätzlich dessen Tod in 
Kauf. Von daher sollten wir uns Gedanken darüber machen, ob wir Messerattacken 
nicht grundsätzlich als versuchten Mord bewerten und auch als solchen bestrafen. Das 
ist wie gesagt Sache des Gesetzgebers im Bund, aber mit einer Bundesratsinitiative 
ja möglicherweise auch zu erreichen. Man sollte sich darüber zumindest Gedanken 
machen. 

Alle weiteren Dinge wie Waffenverbotszonen sind schön und gut, wirklich geholfen hat 
es aber bisher nicht, weil uns die Kapazitäten fehlen, diese Verbotszonen auch tat-
sächlich wirksam zu kontrollieren. Ein Verbot bringt immer nur dann etwas, wenn man 
dieses Verbot auch durchsetzen kann, und zwar massiv durchsetzen kann. Die Zahl 
an Polizisten, die wir bräuchten, um in den Waffenverbotszonen zumindest sporadische 
Durchsuchungen vorzunehmen, dürfte die Zahl der Polizeibeamten in NRW deutlich 
übersteigen. Von daher: Gut, wir haben Waffenverbotszonen, aber dann müssen wir 
auch alles erdenklich Mögliche tun, um diese Waffenverbotszonen durchzusetzen. Wie 
das geschehen soll, ist mir allerdings im Moment noch nicht begreiflich. 

Nicht zu vergessen ist der Einsatz der Tatwaffe Messer in Bahnhöfen, in Zügen, im 
öffentlichen Nahverkehr. Der ist nämlich auch sprunghaft angestiegen, jedenfalls bun-
desweit – so berichtet zumindest die Berliner Morgenpost. Auch hier ist die Frage, was 
dagegen zu tun ist, beispielsweise im öffentlichen Nahverkehr. Wir wissen, dass viele 
Menschen ab bestimmten Uhrzeiten den öffentlichen Nahverkehr meiden, weil sie 
Angst davor haben, Opfer von Straftaten zu werden. Das ist eine Situation, die wir so 
nicht stehen lassen können. 

Ich will damit nicht sagen: Ich weiß das alles besser und habe die Lösung auf der 
Hand. – Die habe ich nicht. Aber ein paar Dinge habe ich genannt, und wir müssen 
uns viele Gedanken darüber machen und darüber debattieren, wie wir dieses Problem, 
gerade auch im öffentlichen Nahverkehr, in den Griff bekommen. 

Andreas Bialas (SPD): Ich bin immer noch überrascht, weil ich schlicht und ergreifend 
die gleichen Antworten bekommen habe wie vor einem Jahr. 

(Kopfnicken von Benedikt Falszewski [SPD]) 

Da ist nichts wesentlich anders. Wir sind jetzt bloß 6.221 Fälle weiter. Das erschreckt, 
weil es darum geht, in Nordrhein-Westfalen den Schutz für die Bürgerinnen und Bürger 
sicherzustellen. Es geht hier nicht nur um Erkenntnisgewinn und irgendwelche philo-
sophischen Fragen. Es geht hier darum, Schutz für die Bürgerinnen und Bürger zu 
gewährleisten, und das möglichst schnell. 

Deswegen ist es für mich immer eine sehr interessante Frage, ob die CDU in der Op-
position genauso reden würde. Wenn Sie Maßnahmen brauchen, stellen Sie sich ein-
fach vor, Sie wären jetzt in der Opposition, hätten die gleichen Sachverhalte und müss-
ten ein paar Maßnahmen aufschreiben. Ein paar davon würden uns wahrscheinlich 
nicht gefallen, einige davon würden uns gefallen, wären wahrscheinlich gar nicht mal 
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so schlecht. Bei Gesamtkonzepten beispielsweise sind wir völlig dʼaccord, Kollege 
Katzidis. Aber wo sind sie? Wo werden sie angeschoben? 

Ich finde es fürchterlich, dass ich der CDU jetzt schon erzählen muss, was sie ausge-
macht hat: unter anderem Verbot und Strafe als Form der Abschreckung, um Sicher-
heit in die Öffentlichkeit zu bringen. Ein Verbot an sich trägt schon dazu bei, dass die 
Zahlen runtergehen. Dafür muss gar nicht unbedingt kontrolliert werden, auch wenn 
es natürlich sinnvoll ist, viel zu kontrollieren. Ich versuche es mal mit folgendem Bild: 
Die Masse der Menschen wird nicht täglich auf Revolver kontrolliert, dennoch war es 
sehr sinnvoll, Revolver zu verbieten. Es gibt nicht viele, die damit rumlaufen. 

Es geht also nicht darum, was wir hätten tun können, was wir tun könnten, sondern 
darum, was wir tatsächlich tun, was im letzten Jahr getan worden ist. Ich gebe zu: Das 
haben wir hier nicht abgefragt. Was sich im letzten Jahr tatsächlich getan hat und was 
die Planungen für die Zukunft sind, werden wir dann noch gesondert abfragen. 

Christina Kampmann (SPD): Es wäre trotzdem schön, das jetzt auf die mündliche 
Nachfrage hin zu erfahren, weil ich glaube, dass wir dieses Störgefühl, das der Kollege 
gerade geschildert hat, eigentlich alle haben. Ich würde Sie bitten, das ernst zu neh-
men, weil wir seit über einem Jahr nicht über die Diskussion von Waffenverbotszonen 
hinauskommen, obwohl die Zahlen immer weiter steigen. 

Herr Reul, ich verstehe die Widersprüchlichkeit in Ihren Aussagen nicht. Sie sagen, es 
störe Sie, dass man in der Politik immer sofort irgendetwas fordere. Aber Sie sind doch 
immer der Erste – deshalb habe ich eben auch das Zitat aus der Rheinischen Post 
vorgelesen –, der etwas fordert. Wir fragen: Was tun Sie in Nordrhein-Westfalen? – 
Aber Sie bleiben uns, wie auch gerade wieder, die Antwort schuldig. Das ist jetzt schon 
seit über einem Jahr so. Sie haben in der RP schärfere Strafen für die missbräuchliche 
Verwendung von Messern gefordert. Aber jetzt tun Sie das hier so lapidar ab. Und 
wenn andere Vorschläge machen, sagen Sie fast jedes Mal, dass man nicht glauben 
solle, dass das die Lösung des Problems sei. Von Ihnen kommen aber keine Vor-
schläge. Das ist es, was uns so massiv stört. 

Konkrete Nachfragen: Haben wir Sie richtig verstanden, dass Sie sich der Initiative des 
PP Dortmund anschließen wollen, sich Intensivtäter anzuschauen und ihnen Messer 
möglicherweise abzunehmen? Unterstützen Sie die Bundesratsinitiative aus Nieder-
sachsen? Und wenn nicht: Was tut Nordrhein-Westfalen, um die Zahlen endlich ein-
zudämmen? 

Wir wollen hier nicht nächstes Jahr wieder sitzen und über gestiegene Zahlen disku-
tieren. Das ist ein Risiko für die innere Sicherheit in Nordrhein-Westfalen, und das 
müssen Sie endlich in den Griff kriegen. 

Marc Lürbke (FDP): Ich würde gerne noch mal auf den Punkt „Prävention“ zu spre-
chen kommen. Herr Minister, ich sage das ganz offen: Mich haben Sie damit gerade 
nicht überzeugt. Wenn ich Sie richtig verstanden habe, wollen Sie warten, bis Sie wis-
sen, auf wen Sie die Prävention ausrichten sollen. Sorry, aber das finde ich hanebü-
chen. Sie wissen doch, auf wen Sie die Prävention ausrichten müssen. Sie wissen es 
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vielleicht nicht zu 100 %, aber Sie schreiben doch in Ihrem Bericht, dass gut 80 % der 
Tatverdächtigen männlich seien, dass mehr als jeder dritte unter 21 Jahre alt sei und 
dass fast jeder zweite Tatverdächtige nicht deutsch sei. Das ist übrigens absolut über-
proportional zum Anteil an der Bevölkerung. Mein Ansatz ist: Sehen Sie das als 
Chance. Wenn man das so genau einkreisen kann, ist das doch der beste Ansatz-
punkt, um jetzt die Prävention auf den Weg zu bringen. Es mag natürlich auch Fälle 
von häuslicher Gewalt geben, es mag Fälle geben, wo das zu Hause und nicht auf der 
Straße passiert usw. Aber Sie haben es in Ihrem Bericht, dass Sie den Täterkreis 
ziemlich genau eingrenzen können. Wir würden eine Chance verstreichen lassen, 
wenn wir nicht mit einer Präventionskampagne ansetzen, die genau dahin geht, wo 
dieser Täterkreis zu finden ist. Ich fordere das seit einem Jahr ganz konkret, und ich 
finde, Sie haben das verschlafen. Ich habe ein bisschen die Hoffnung, dass Sie es 
heute vielleicht einfach nicht verkünden wollen – dann müssten Sie ja zugeben, dass 
die FDP es gefordert hat –, aber insgeheim natürlich schon längst eine Präventions-
kampagne planen. 

(Lachen von der CDU und den GRÜNEN) 

Meinetwegen – aber es sollte bitte kommen. 

(Andreas Bialas [SPD]: Du kommst nicht mit aufs Bild!) 

Minister Herbert Reul (IM): Ich finde, dass ich die Antworten schon gegeben habe. 
Zu schärferen Strafen habe ich etwas gesagt. Im Bundesrat arbeiten wir schon lange 
daran. Ich vermute – ich kann es nicht belegen –, dass es aus der CDU-Bundestags-
fraktion heraus schon fünfundzwanzigmal gefordert worden ist. Ich wollte nur darauf 
hinweisen, dass ich es nicht ändern kann. Ich kann nur eine Initiative unterstützen, und 
die muss dann breiter laufen. Das habe ich auch schon beantwortet. 

Ich finde, wir sollten ehrlich miteinander sein und eine ehrliche Debatte führen – das 
soll keine Ablenkung sein –: Damit allein werden wir das Problem nicht lösen. Es ist 
komplizierter. Damit habe ich aber nicht gesagt, dass ich es nicht mache. Das wäre 
doch irre. Ich habe nur gesagt: Ich glaube im Gegensatz zu anderen nicht, dass das 
reicht. Wir brauchen viel mehr. 

Dortmund: Das findet mit uns abgestimmt statt. Wir werden schauen, ob es funktio-
niert, insofern will ich jetzt nicht ausrufen: Wir machen das überall. – Aber die Idee ist 
gut, sonst würde das in Nordrhein-Westfalen ja nicht stattfinden. Ganz abgesehen vom 
Ergebnis – ich bin da hoffnungsvoll – ist das aber auch nicht die Lösung, sondern nur 
ein Element. 

Es gibt eine neue Messerverbotszone in Köln, aber auch das ist nur eine Maßnahme. 
Herr Wagner, die haben Erfolg. Zu sagen, die seien wirkungslos, ist nicht in Ordnung. 
Wir haben jedes Mal Messer gefunden, die sind also aus dem Verkehr gezogen. Ich 
kann aber trotzdem nicht sagen, dass die eingesetzt worden wären, um jemanden 
umzubringen. Das kann man halt nicht. So etwas gibt die Statistik nicht her, ist ja lo-
gisch. Es gibt übrigens noch eine zweite Wirkung. Mal abgesehen davon, dass die 
Messer nun nicht mehr im Umlauf sind, hat das auch eine Außenwirkung. Ich glaube, 
dass diejenigen, die in die Altstadt gehen, spüren, was da los ist, und begreifen, um 
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was es geht. Die können das Plakat vielleicht nicht lesen oder sehen es nicht, weil es 
zu klein ist, aber die nehmen zur Kenntnis, dass etwas stattfindet und Messer nicht 
mehr erlaubt sind. Wenn man eines hast, wird es abgenommen. So etwas spricht sich 
relativ schnell rum und ist deswegen ein nicht unwichtiger Beitrag. 

Zur Prävention will ich mich nicht wiederholen, ich bleibe aber dabei, was ich seit ewi-
gen Zeiten sage: Natürlich brauchen wir präventive Maßnahmen, aber die müssen 
auch sitzen. – Darum muss man natürlich wissen, auf wen die zielen. Nur ein Teil der 
Antwort steht da drin. Deswegen haben wir auch neue Zahlen, die Teil unserer Analyse 
sind, die aber noch nicht fertig ist. Ich werde das erst abschließend beurteilen, wenn 
ich alle Fakten zusammen habe. Das ist glasklar. Natürlich ist Prävention ein Instru-
ment. Im Übrigen ist das keine Aufgabe, die nur die Polizei zu erfüllen hat. Ich will sie 
aber wenigstens genannt haben. Kontrollieren wir eigentlich in Schulen, ob Schülerin-
nen und Schüler mit Messern in die Schulen gehen? Das ist überhaupt nicht mein Job. 
Macht das einer? 

(Benedikt Falszewski [SPD]: Frau Feller vielleicht! – Zuruf von Nadja 
Lüders [SPD]) 

Ich wette, wenn da das erste Mal was passiert, wird das als Forderung an das Haus 
gehen. Wir brauchen also mehr als nur die Sichtweise eines Ministeriums, wir brau-
chen eine breitere Sichtweise. 

(Andreas Bialas [SPD]: Ist das denn Thema im Kabinett?) 

Trotzdem muss jeder seinen Job machen, das stimmt. Ich bin auch nicht zufrieden 
damit, dass wir nicht schneller fertig werden. Aber damit, dass wir nix tun würden, 
liegen Sie voll daneben. 

Markus Wagner (AfD): Düsseldorfer Altstadt, Messerverbotszone: Jemand wird an-
gehalten und durchsucht. Es wird ein Messer gefunden, das Messer wird einbehalten. 
Derjenige bekommt vielleicht noch einen Platzverweis erteilt. Darüber hinaus passiert 
was? Nichts. Das ist das Problem. Oder passiert irgendetwas Besonderes? 

(Minister Herbert Reul [IM]: Er muss bezahlen!) 

– Er muss bezahlen. Wie viel? 

(Minister Herbert Reul [IM]: Das kommt drauf an!) 

Vorsitzende Angela Erwin: Ich darf darum bitten, die Mikrofone zu verwenden, an-
sonsten ist es für den Sitzungsdokumentarischen Dienst schwierig. 

Markus Wagner (AfD): Er muss möglicherweise bezahlen – okay. Mir geht es aber 
darum, dass es keine wirkliche Konsequenz gibt, wenn er mit einem Messer in eine 
Waffenverbotszone geht. Das ist es, was ich immer wieder bemängele. Die Konse-
quenzen, die gezogen werden, sind zu milde, und dementsprechend verhalten sich die 
Leute, wie sie sich verhalten. Ein Ansatzpunkt wäre, Waffenverbotszonen so einzu-
richten, dass sie auch tatsächlich ernst genommen werden. Die Konsequenzen müss-
ten viel drastischer sein, als sie es heute sind. 
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Benedikt Falszewski (SPD): Herr Reul, ich habe auch heute wieder das Gefühl, dass 
Sie sich rausreden wollen. Zumindest für den Bereich, der Ihr Ministerium betrifft, 
könnten Sie Maßnahmen in Erwägung ziehen, die über das hinausgehen, was es 
schon seit längerer Zeit gibt. 

Waffenverbotszonen, strengere Kontrollen – vollkommen richtig, dass es das gibt und 
dass das ausgeweitet werden soll. Das finden wir auch. 

Um auf das zurückzukommen, was Herr Lürbke gerade zum Thema „Prävention“ ge-
sagt hat: Was macht das Innenministerium in dem Bereich? Sie haben gesagt, es 
müsse zielgenau sein, es müsse sitzen. Da stimme ich Ihnen zu. Aber in dieser Vor-
lage werden schon sehr viele Kriterien genannt, und die Gruppe, die das betrifft, wird 
klar umrissen, noch nicht zu 100 %, aber schon sehr klar. Ihre Position ist: Weil wir 
das noch nicht zu 100 % wissen, machen wir gar nichts. – Das kann an dieser Stelle 
nicht wirklich die Antwort sein, Herr Reul. 

(Minister Herbert Reul [IM]: Ne! Ist ja auch nicht ganz die Wahrheit!) 

– Ja, aber Sie haben nicht gesagt, was Sie denn dann machen. Das ist ja das, wonach 
wir gefragt haben. Es wäre schön, wenn Sie … 

(Zuruf von Minister Herbert Reul [IM]) 

– Ne, ne, ne, Sie haben nichts Konkretes gesagt, Herr Reul. – Wir würden uns wirklich 
wünschen, dass Sie sagen, was Sie im Bereich „Prävention“ hinsichtlich der möglichen 
Tätergruppen machen, die Sie in der Drucksache beschrieben haben. Wenn Sie jetzt 
ein, zwei Programme starten, würden wir sagen: Yeah! Endlich passiert mal was. – 
Das gibt es aber nicht. Sie haben auch nichts angekündigt und nicht gesagt, dass Sie 
etwas planen würden. 

Ein weiterer Punkt: Sie sagen, dass das ressortübergreifend betrachtet werden müsse. 
Da gebe ich Ihnen vollkommen recht. Ist das denn Thema im Kabinett? Gibt es da 
einen Plan? Haben Sie darüber gesprochen? Was macht der Bereich „Soziales“? Was 
macht der Bereich „Schule“? Was macht der Bereich „Inneres“? Man müsste schauen, 
wie zielgenaue Programme aus einem Guss aussehen könnten. Auch dazu haben Sie 
gerade nichts gesagt. Es wäre wichtig, das zu tun. Von daher war das heute wieder 
sehr dünn. 

Minister Herbert Reul (IM): Ich verwahre mich dagegen, dass nichts gemacht worden 
sei. Es ist einiges getan worden, aber nicht genug. Ansonsten würde ich selber ja nicht 
daran arbeiten. 

Bei den Strafen kann es bis zu 1.000 Euro gehen. Das kann für denjenigen, der davon 
betroffen ist, sehr unangenehm sein. Wie sollte es denn noch schärfer sein, Herr Wag-
ner? 

(Nadja Lüders [SPD]: Abschieben!) 

Wollen Sie die Leute verhaften und ins Gefängnis stecken? Das ist doch absurd. Lange 
Rede, kurzer Sinn: Wenn jemand mit einem Messer rumrennt, wo es verboten ist, wird 
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er im Rahmen der Möglichkeiten bestraft. Ich habe den Eindruck, dass wir diese Mög-
lichkeiten nutzen. 

Wir haben in diesen Messerverbotszonen – von denen ich wie gesagt glaube, dass sie 
das Problem nur teilweise lösen – mittlerweile übrigens ca. 40.000 Menschen kontrol-
liert – nur damit Sie ein Gefühl dafür kriegen. Es lohnt sich also schon, aber es ist nicht 
die Lösung aller Probleme, und deswegen muss es mehrere Maßnahmen geben: Die 
restriktiven sind die einen, die anderen sind die präventiven. Beides muss gemacht 
werden. 

Natürlich rede ich mit den anderen Häuser darüber, das ist doch vollkommen klar. 
Jeder muss sich aber am Ende um seinen Bereich kümmern; ich kümmere mich nur 
um meinen und habe auch nur dafür Verantwortung zu tragen. Da haben Sie vollkom-
men recht. Deswegen habe ich vorgelegt, was wir bisher gemacht haben. 

(Benedikt Falszewski [SPD]: Was denn?) 
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12 Wie ist die aktuelle Abbrecher- und Durchfallquote in der Polizeiausbil-

dung? (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [s. Anlage 6]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/2610 

Mit Blick auf das vehemente Eintreten der Grünenfraktion für eine Senkung der Abbre-
cherquote bei den Koalitionsverhandlungen und entsprechende Formulierungen im 
Koalitionsvertrag vertritt Marc Lürbke (FDP) die Auffassung, dass vorliegender Bericht 
das Scheitern der schwarz-grünen Koalition an den eigenen Ansprüchen in aller Deut-
lichkeit aufzeige. Ausbildungsverluste von 21 % müssten alle Verantwortlichen mit 
Sorge erfüllen, da das bedeute, dass von 3.000 Kommissaranwärterinnen und -anwär-
tern rund 600 abbrächen oder dur2chfielen. So sehr er selbst dafür plädiere, die Polizei 
personell zu stärken, müsse man eventuell darüber nachdenken, vorerst weniger Ein-
stellungen vorzunehmen, da eine so hohe Abbruchs- und Durchfallquote den gesam-
ten Apparat lähmen könne. 

In diesem Zusammenhang bitte er um Antworten auf folgende Fragen: Was unter-
nehme die Landesregierung, um die Quote zu senken? Gebe es hinsichtlich der Quote 
regionale Unterschiede? Handle es sich um die aktuellsten zur Verfügung stehenden 
Zahlen? 

Dorothea Deppermann (GRÜNE) hebt hervor, dass die Priorität darauf liegen müsse, 
in diesem wichtigen Beruf nur die Besten arbeiten zu lassen, was naturgemäß mit sich 
bringe, dass diejenigen ausschieden, die den Ansprüchen des Studiums, der Ausbil-
dung nicht genügten. Neben denjenigen, die durch die Prüfungen fielen, gebe es aber 
auch diejenigen, die abbrächen, etwa aus persönlichen Gründen. Das könne auch da-
ran liegen, dass die jüngeren Generationen weniger geneigt seien, ein Studium, eine 
Ausbildung komplett zu absolvieren, sondern häufiger wechselten. Sowohl hinsichtlich 
der Abbruchs- als auch der Durchfallquote dürfe die Lösung jedenfalls nicht darin be-
stehen, die Qualitätsansprüche zu senken, gegebenenfalls könne aber der Auswahl-
prozess angepasst werden. 

Christina Kampmann (SPD) schließt sich der Frage ihres Vorredners nach den Gegen-
maßnahmen der Landesregierung an und möchte außerdem etwas über die Gründe 
dafür erfahren, warum die Ausbildungsverluste von 16,2 % beim Einstellungsjahrgang 
2019 auf 21 % beim Einstellungsjahrgang 2020 gestiegen seien. 

Andreas Bialas (SPD) betont, dass den Einstellungszahlen in der Tat eine hohe Be-
deutung zukomme, allerdings komme den Absolventenzahlen eine noch höhere zu, 
da es schließlich darum gehe, wie viele fertig ausgebildete Polizisten letztlich zur Ver-
fügung stünden. In diesem Zusammenhang möge man erwägen, nicht nur Generalis-
ten, sondern auch Spezialisten auszubilden. So gebe es sicherlich Anwärter, die zwar 
nicht alle Ausbildungsabschnitte, wohl aber einen Teil davon erfolgreich durchlaufen 
und somit für bestimmte Bereiche der Polizeiarbeit zur Verfügung stehen und dort ihre 
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jeweiligen Stärken einbringen könnten. Wenn einzelne nicht bestandene Prüfungen 
nicht mehr automatisch zum Ausscheiden führten, habe das zudem den Vorteil, dass 
die bis dahin investierte Ausbildungszeit nicht vollkommen umsonst gewesen sei. Ge-
wisse Mindeststandards brauche es natürlich schon, und bei der charakterlichen Eig-
nung der Bewerber dürften keinerlei Abstriche gemacht werden. 

Minister Herbert Reul (IM) teilt die Einschätzung, dass es sich bei den Ausbildungs-
verlusten um ein Problem handle, über das man nachdenken und für das man Lösun-
gen finden müsse. Um die Gründe für das Abbrechen bzw. Durchfallen analysieren zu 
können, laufe an der Hochschule für Polizei und öffentliche Verwaltung eine entspre-
chende Umfrage, deren Ergebnisse aber noch nicht vorlägen. Für die Einstellungs-
jahrgänge 2018, 2019 und 2020 gehe man derzeit davon aus, dass 50 bis 70 % der 
Ausbildungsverluste, zu denen es übrigens meist im ersten Jahr komme, auf Probleme 
mit der Theorie, also auf intellektuelle Defizite, zurückgingen. Das passe insofern ins 
Bild, als dass viele Hochschulen und Ausbildungsbetriebe über mangelnde Kompeten-
zen klagten. 

Da man bei Polizistinnen und Polizisten hinsichtlich der geistigen und körperlichen 
Leistungsfähigkeit und natürlich auch der inneren Haltung keinerlei Zugeständnisse 
machen könne, dürften die entsprechenden Ansprüche keinesfalls gesenkt werden – 
eine Ansicht die im Übrigen auch die Studierendenvertretung teile. Infolgedessen gebe 
es im Wesentlichen zwei Optionen: Man könne die Eingangsprüfungen verschärfen, 
um noch mehr ungeeignete Kandidatinnen und Kandidaten bereits im Vorfeld der Aus-
bildung auszuschließen, oder aber man nehme in Kauf, dass viele während der Aus-
bildung ausschieden. 

Um die Anzahl der Letzteren zu reduzieren, liefen bereits Gegenmaßnahmen. Dazu 
zählten Repetitorien für alle Klausurfächer und zusätzlich kleine Lerngruppen, in denen 
besonders leistungsfähige Studentinnen und Studenten die leistungsschwächeren an-
leiteten, zudem existierten verpflichtende Onlinekurse für diejenigen mit sprachlichen 
Defiziten. Seit dem vergangenen Jahr würden die Studenten von Jahrgangsbetreue-
rinnen proaktiv beraten. Im Bereich der Fachtheorie bestehe durchgängig die Möglich-
keit, einen zusätzlichen Prüfungsversuch zu unternehmen, wobei die Bewertung des-
sen zwiespältig ausfalle, da es sowohl gute Argumente dafür als auch dagegen gebe. 
Als Anreiz für gute Leistungen würden die Noten bei den Zuweisungen an die Behör-
den berücksichtigt, je besser man abschneide, desto eher würden also entsprechende 
Wünsche erfüllt. Um die Zahl der Trainingsstunden zu erhöhen und somit das Risiko 
des Ausscheidens aus körperlichen Gründen zu verringern, gebe es neben den Sport-
prüfungen mittlerweile die Verpflichtung, entweder das Sportabzeichen oder das Poli-
zeileistungsabzeichen zu erlangen. 

Da die genannten Maßnahmen teilweise erst seit einigen Monaten liefen, wisse man 
noch nicht viel über ihre Wirksamkeit, gehe aber davon aus, damit den richtigen Weg 
zu beschreiten. Ihre Einführung sei übrigens insofern etwas heikel gewesen, als dass 
die Hochschule berechtigterweise ihren Autonomieanspruch geltend gemacht habe. 

Ein weiteres Problem das aus der hohen Abbruchs- und Durchfallquote resultiere, 
seien die finanziellen Verluste, da die Anwärterinnen und Anwärter ja bereits bezahlt 
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würden. Insbesondere Abbrüche, denen persönliche Neigungen zugrunde lägen, würfen 
die Frage nach einer Rückzahlungsverpflichtung auf. 

Dr. Christos Katzidis (CDU) bezeichnet eine Reduzierung der Qualitätsstandards als 
absolutes No-Go, schon allein deshalb, weil Polizisten Uniformen trügen und Schuss-
waffen mit sich führten. Die Abbruchs- und Durchfallquote steige seit einiger Zeit kon-
tinuierlich an, so habe sie beim Einstellungsjahrgang 2011 noch bei 7,9 %, aber beim 
Einstellungsjahrgang 2020 schon bei 21 % gelegen. Auch zu seiner eigenen Zeit bei 
der Polizei sei über die Gründe für Ausbildungsverluste diskutiert worden, aber mittler-
weile gebe es an der HSPV NRW auch entsprechende Gegenmaßnahmen, bis hin zu 
Schreibkursen. 

Man dürfe zumindest vermuten, dass die höheren Ausbildungsverluste in Korrelation 
mit den Zuwächsen bei den Anwärtern stünden. Entscheidend sei daher folgende 
Frage: Gebe es jährlich insgesamt mehr Zu- als Abgänge? 

Andreas Bialas (SPD) wiederholt seine Einschätzung, dass hinsichtlich der charak-
terlichen Eignung der Anwärter keinerlei Abstriche gemacht werden dürften, es aber 
durchaus opportun erscheine, nicht nur auf Generalisten, sondern auch auf Spezialis-
ten zu setzen. So müsse jemand, der sich für IT interessiere und entsprechende Kom-
petenzen mitbringe, nicht unbedingt schnell laufen oder schwimmen können, wenn 
man ihn ohnehin für den Bereich „Cybercrime“ vorsehe. Auf diese Weise könne man 
auch Personen mit weniger breit gefächerten Begabungen gewinnbringend einsetzen 
und zudem vermeiden, viel Zeit und Geld zu verschwenden, da einzelne nicht bestan-
dene Prüfungen nicht mehr automatisch zum Ausscheiden führten. 

Vorsitzende Angela Erwin bittet darum, bei den kommenden Wortbeiträgen zu be-
rücksichtigen, dass in den verbleibenden rund 50 Minuten noch acht Tagesordnungs-
punkte anstünden und im Anschluss zudem ein vertraulicher Sitzungsteil vorgesehen 
sei. 

Marc Lürbke (FDP) spricht sich gegen eine Senkung der Standards aus, da die hohe 
Qualität der Ausbildung, auch im Ländervergleich, erhalten bleiben müsse. 

Welche Entwicklungen habe es in den vergangenen Jahren hinsichtlich des Rangord-
nungswerts gegeben? Gebe es schon Zahlen zum aktuellen Einstellungsjahrgang? 
Wie viele finanzielle und personelle Ressourcen würden im Zusammenhang mit den 
abbrechenden bzw. durchfallenden Anwärterinnen und Anwärtern aufgewendet? Noch 
unbeantwortet sei seine bereits gestellte Frage nach etwaigen regionalen Unterschie-
den bei der Ausbildungsverlustquote. 

Markus Wagner (AfD) hält viele der Studienabbrecher trotz etwaiger Defizite im the-
oretischen Bereich für fähig, grundlegende Polizeiarbeit verrichten zu können, weshalb 
man ihnen die Möglichkeit eröffnen sollte, sich im Zuge einer Berufsausbildung für den 
mittleren Dienst zu qualifizieren. Die Polizeigewerkschaften lehnten ein solches Modell 
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vermutlich ab, aber in Bayern funktioniere es, und die dortige Polizei sei sicherlich nicht 
schlechter als die hiesige. 

Dr. Julia Höller (GRÜNE) hält ihrem Vorredner entgegen, dass seine Maßstäbe hin-
sichtlich der Qualifizierung für Polizeiarbeit sicherlich nicht denen der übrigen Aus-
schussmitglieder entsprächen. 

Die Senkung von Standards könne nicht der Weg sein, um die Ausbildungsverlust-
quote zu senken, und das gelte ebenso für die vorgeschlagene Ergänzung der Gene-
ralisten um Spezialisten, da sich dadurch die gesamte Ausrichtung der Ausbildung än-
dere und deren Einheitlichkeit verloren gehe. Es gelte, zu berücksichtigen, dass der 
geistigen und körperlichen Eignung sowie der inneren Haltung in diesem Beruf eine 
besondere Bedeutung zukomme. Es sei besser, etwaige Defizite schon bei den Kom-
missaranwärtern zu entdecken als erst später bei den Kommissaren. 

Im Übrigen liege die Lösungsquote von Ausbildungsverträgen über alle Bereiche hin-
weg bundesweit bei knapp 30 %, somit stehe die Polizei NRW mit einer entsprechen-
den Quote von zuletzt 21 % vergleichsweise gut da. 

Seinen Ausführungen voranstellend, die von Dr. Christos Katzidis (CDU) angefragten 
Zahlen nicht vorliegen zu haben, ergänzt Minister Herbert Reul (IM), dass man auf 
Grundlage der derzeit vorliegenden Daten für die kommenden Jahre mit einem Auf-
wuchs bei den Polizisten rechne. 

Am häufigsten scheiterten die Anwärter wie bereits gesagt bei der Theorie und hier 
insbesondere im Bereich „Jura“. Natürlich könne man den Standpunkt vertreten, dass 
auch diese Personen sinnvoll einzusetzen seien, mindestens im Objektschutz, aber 
vielleicht auch in anderen, anspruchsvolleren, aber dennoch begrenzten Tätigkeitsfel-
dern. Um aber als Angestellte in dieser Weise tätig werden zu können, bräuchten sie 
dennoch eine abgeschlossene Ausbildung. In jedem Fall verlasse man so das be-
währte Konzept des Einheitspolizisten, der befähigt sei, im gesamten Polizeiapparat 
arbeiten zu können. 

Die bundesweite Abbruchquote bei Bachelorstudiengängen insgesamt bewege sich 
bei knapp 30 %. Das zeige, dass ein generelles Problem vorliege, das vor allem von 
den Schulen angegangen werden müsse, indem sie ihre Schüler besser qualifizierten. 

Die Defizite erstreckten sich aber nicht nur auf den geistigen, sondern auch auf den 
körperlichen Bereich. Häufig scheiterten Anwärter auch an den Sportprüfungen, ob-
wohl diese eigentlich nur ein Mindestmaß an Fitness erforderten. Dieses Mindestmaß 
könne man aber nicht reduzieren, da Polizisten bei einem Einsatz beispielsweise in 
der Lage sein müssten, in Gewässer zu springen, um jemanden zu retten. 

Wolle man also die Qualitätsstandards bei der Ausbildung aufrechterhalten und wei-
terhin dem Konzept des Einheitspolizisten folgen, der allen Aufgaben gerecht werde, 
müsse man auch künftig mit entsprechenden Ausbildungsverlustquoten rechnen, da 
eine Bestenauslese ja gerade darauf abziele, dass nicht alle weiterkämen. Wobei es 
natürlich ärgerlich sei, dass man sie bis dahin bezahlt habe – aber dabei handle es 
sich um ein anderes Thema. 
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Vorsitzende Angela Erwin weist auf die fortgeschrittene Zeit hin. 

Christina Kampmann (SPD) fragt, ob die Abbruchs- und Durchfallquote auch im Zu-
sammenhang mit Qualitätsverlusten bei der Ausbildung in Folge von Sparmaßnahmen 
stehen könne. 

Die Frage seiner Vorrednerin verneinend, begründet Minister Herbert Reul (IM) seine 
abschlägige Antwort wie folgt: Da man mit dem Sparen gerade erst anfange, könne 
das jetzt noch keine Auswirkungen haben, sondern allenfalls in ein paar Jahren. 

Marc Lürbke (FDP) bittet um die Beantwortung seiner noch ausstehenden Fragen zu 
regionalen Unterschieden und zur Entwicklung des Rangordnungswerts, entweder jetzt 
oder im Nachgang. 

Minister Herbert Reul (IM) bestätigt, dass regionale Unterschiede existierten, gibt 
aber an, sich nur ungern näher dazu äußern zu wollen, da infolgedessen möglicher-
weise Prüfer und/oder Prüflinge an den Pranger gestellt würden: Erstere gälten dann 
als besonders streng, Letztere als besonders schwach. 

Die genauen Zahlen zur Entwicklung des Rangordnungswerts würden nachgeliefert, 
wobei er jetzt schon sagen könne, dass es hier eine Absenkung gegeben habe. 
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13 Wie ist die Entwicklung der Selbstbewirtschaftungsmittel im Bereich des Minis-

teriums des Innern? (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [s. Anlage 6]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/2608 

– keine Wortbeiträge 
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14 Wann kommt die gesetzliche Nachfolgeregelung für die Anwärtersonderzu-

schläge bei der Feuerwehr? (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [s. Anlage 6]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/2609 

Christina Kampmann (SPD) fragt, wann endlich der im vorliegenden Bericht erwähnte 
Evaluationsbericht und der Gesetzentwurf vorlägen. 

Minister Herbert Reul (IM) betont, dass dem Evaluationsbericht eine elementare Be-
deutung zukomme, da die darin enthaltenen Daten eine wichtige Grundlage darstell-
ten. Die Erstellung scheine sich aber schwierig zu gestalten, weswegen er keine Prog-
nose hinsichtlich des Zeitpunkts der Fertigstellung wage. Auch ihm selbst gefielen die 
Verzögerungen nicht, aber man wolle in dieser Sache keinesfalls eine Bauchlandung 
riskieren. 
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15 Welche Konsequenzen zieht die Landesregierung aus den erneuten Ausei-

nandersetzungen zwischen gewalttätigen Gruppen in Essen? (Bericht bean-
tragt von der SPD-Fraktion [s. Anlage 6]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/2631 

Christina Kampmann (SPD) bittet um Aufklärung hinsichtlich eines vermeintlichen 
Widerspruchs im vorliegenden Bericht: Seitens der Leitenden Oberstaatsanwältin in 
Essen heiße es, dass kein Bezug zur Clankriminalität bestehe, wohingegen das Poli-
zeipräsidium Essen das Gegenteil behaupte. 

LdsKD Peter Mosch (IM) sieht keinen Widerspruch gegeben, da der Bezug zur Clan-
kriminalität für den Vorfall am 12. Mai 2024 bejaht und für den Vorfall am 23. Mai 2024 
verneint werde. 
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16 Immer neue Bürokratie für zuverlässige Legalwaffenbesitzer wie Jäger und 

Sportschützen in NRW? (Bericht beantragt von der FDP-Fraktion [s. Anlage 5]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/2607 

– keine Wortbeiträge 
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17 Droht in NRW ein neuer Rockerkrieg? (Bericht beantragt von der FDP-Fraktion 

[s. Anlage 5]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/2630 
Vertrauliche Vorlage 18/121 

Marc Lürbke (FDP) betrachtet die Rockerkriminalität als große Herausforderung für 
die Sicherheit Nordrhein-Westfalens und bewertet das vor rund drei Jahren erfolgte 
Verbot der Bandidos als richtige Maßnahme. Man müsse allerdings konstatieren, dass 
ein Verbot von Organisationen bzw. Teilorganisationen nicht dazu führe, dass auch 
deren vormalige Mitglieder verschwänden. Durch entsprechende Neugründungen steige 
die Gefahr gewalttätiger Rockerfehden, die erfahrungsgemäß in Schusswechseln auf 
offener Straße eskalieren und somit zu einem unkalkulierbaren Risiko für die Bevölke-
rung werden könnten. 

Welche Strategie verfolge die Landesregierung, um in NRW Rockerfehden zu verhin-
dern? Würden die kriminellen Geschäftsfelder der Bandidos mittlerweile von den Hells 
Angels besetzt? Gebe es regionale Schwerpunkte, etwa im Ruhrgebiet bzw. in Dort-
mund, um die man sich kümmern müsse? 

Seinen Ausführungen voranstellend, einige der Fragen im öffentlichen Sitzungsteil 
nicht beantworten zu können, versichert LdsKD Peter Mosch (IM), dass man die 
Szene selbstverständlich beobachte. Die Einschätzung, dass ein Organisationsverbot 
nicht zu einem Verschwinden der Mitglieder führe, treffe in der Tat zu, und das gelte 
selbstverständlich auch für deren Geschäftsfelder, was ein im Verborgenen fortbeste-
hendes Agieren zumindest vermuten lasse. 

Seit das Bundesverwaltungsgericht das im Juli 2021 ausgesprochene Verbot des 
Bandidos Motorcycle Club Federation West Central durch das Bundesministerium des 
Innern, für Bau und Heimat im September 2023 für rechtmäßig erklärt habe, sei es 
relativ ruhig geblieben. 

Zwischen Bandidos und Hells Angels komme es immer wieder zu Wechselwirkungen, 
die manchmal geräuschlos erfolgten und manchmal nicht. 

Die aufseiten der Polizei in dieser Sache erforderliche Wachsamkeit sei gegeben, und 
es würden weiterhin Erkenntnisse zusammengetragen. 

Minister Herbert Reul (IM) führt aus, dass im Zuge eines kürzlich gegen die Kölner 
Szene gerichteten Einsatzes drei Personen festgenommen und zehn Objekte durch-
sucht worden seien. 

Bei einem jüngst in Düsseldorf erfolgten und wohl als Machtdemonstration zu verste-
henden Fotoshooting der Hells Angels habe die Polizei eingegriffen. 
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Im Zusammenhang mit einer im März 2023 begangenen – und auch im Innenaus-
schuss thematisierten – Gewalttat müssten sich mittlerweile fünf Hells Angels vor dem 
Landgericht Bielefeld verantworten. 

Wegen der Schießerei am Hamborner Altmarkt in Duisburg im Mai 2022 sei einer der 
Schützen heute vom Landgericht Duisburg zu fünf Jahren und der andere zu zweiein-
halb Jahren Freiheitsstrafe verurteilt worden. 

(Vertraulicher Sitzungsteil mit der Fortsetzung von TOP 17 s. vAPr 18/57) 
  



Landtag Nordrhein-Westfalen - 53 - APr 18/590 

Innenausschuss 06.06.2024 
34. Sitzung (öffentlicher Teil) bas 
 
 
18 Exklusiver Zugang zum Innenministerium – welche Beziehungen pflegte 

der Innenminister zum Chef einer mutmaßlichen Schleuserbande? (Bericht 
beantragt von der FDP-Fraktion [s. Anlage 5]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/2611 

– keine Wortbeiträge 
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19 Aktueller Stand der Maßnahmen zur Verhinderung des Verfalls von Mehrar-

beitsstunden bei der Polizei NRW (Berichtswunsch der Landesregierung) 

Minister Herbert Reul (IM) berichtet: 

Es war mehrfach Thema und bleibt wahrscheinlich auch Thema im Parlament. Ich 
habe gesagt – und deswegen habe ich das angemeldet –, dass ich Sie informieren 
würde, sobald wir wüssten, wie viele Mehrarbeitsstunden zum Ende des Jahres tat-
sächlich verfallen seien. Das war eine vorläufige Information von mir, und ich wollte 
es auch selbst wissen. Dass überhaupt Stundenverfall drohte, lag daran, dass der 
Landesrechnungshof unsere bisherige Ausnahmeregelung, Verzicht auf die Erhe-
bung der Einrede der Verjährung, kritisiert hatte. 

In den vergangenen Wochen haben verschiedene Stellen in meinem Ministerium 
die Daten händisch ausgewertet. Bei den Zahlen handelt es sich ausschließlich um 
Stunden – das ist wichtig für Polizeibeamtinnen und Polizeibeamte. Meinem Minis-
terium wurden insgesamt 12.647 Stunden gemeldet, die nunmehr verjährt, also 
nicht mehr ausgleichsfähig sind. Da könnte man sagen: Aha, da sind also doch eine 
ganze Menge Stunden verfallen. 

Das ist auch viel, aber ich will Ihnen das mal erklären. Es ist gut, wenn man das 
auswertet. Es gibt eine Gruppe, die keine der vielen Möglichkeiten genutzt hat, 
Mehrarbeitsstunden abzubauen. Mehr als 2.300 Polizistinnen und Polizisten haben 
das nicht gemacht. Unter uns – und ich hoffe, da sind wir einer Meinung –: Wenn 
jemand die Möglichkeiten des Auszahlens oder des Einzahlens in ein Langzeitar-
beitskonto nicht nutzt, ist das sein privates Problem. Die haben also keinen Freizeit-
ausgleich angestrebt, kein Langzeitarbeitskonto eingerichtet und sich auch keine 
Stunden auszahlen lassen. Ich kann Ihnen nicht sagen, warum die das nicht ge-
macht haben. Wir haben versucht, dafür zu werben. Wir haben mit unterschiedli-
chen Maßnahmen, die ich jetzt nicht alle vorstellen will, dafür geworben. 

Es gibt eine kleinere Gruppe von Personen, die zwar Langzeitarbeitskonten einge-
richtet, diese aber nicht mit allem befüllt haben, was möglich war. Die Möglichkeiten 
wurden also nicht vollständig genutzt. Das ist bei 19 Personen der Fall gewesen. 
Diese Beamtinnen und Beamten hatten zwischen einer Stunde und 114 Stunden 
Mehrarbeit verbucht. Mit Blick auf die Maximalbefüllung reden wir von 556 übertra-
gungsfähigen Stunden, die alle vor dem Verfall geschützt gewesen wären. Das ver-
stehe ich nicht, das kann ich auch nicht erklären. 

Das sind zwei Gruppen, die ihre Möglichkeiten, Stunden zu sichern, nicht genutzt 
haben. Für diese Fälle übernehme ich keine Verantwortung. 

Es gibt genau drei Personen, bei denen trotz Einrichtung und Maximalbefüllung von 
Langzeitarbeitskonten Mehrarbeitsstunden verjährt sind. Bei zwei dieser Personen 
sind lediglich eine Stunde bzw. zwei Stunden Mehrarbeit verfallen. Diese beiden 
hatten wegen der Geringfügigkeit entschieden, keine Auszahlung der Stunden zu 
beantragen. Bei der dritten Person kam es zu einer Verjährung von 114 Stunden. 
Der Möglichkeit, sich die Stunden auszahlen zu lassen, war sich diese Person be-
wusst. Nach Auskunft der Dienststelle habe diese Person die Stunden jedoch 
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übersehen und daher keinen Antrag gestellt. Diese Person ist übrigens seit Länge-
rem nicht mehr im Dienst. Das ist aber ein spezieller Fall, über den ich jetzt nicht 
reden kann.  

Ich wollte Ihnen nur sagen: Bei den rund 12.600 verfallenen Mehrarbeitsstunden 
sind in keinem einzigen mir bekannten Fall die Grenzen des Möglichen ausge-
schöpft worden. In jedem dieser Fälle hätte es noch Optionen gegeben. Oder an-
dersherum: Bei den 40.000 Polizeibeamtinnen und -beamten ist keine Stunde ver-
fallen, die er oder sie nicht in Kauf genommen hätte. Möglichkeiten wurden nicht 
genutzt, entweder wurde die Maximalgrenze des Langzeitarbeitskontos nicht aus-
gereizt, oder es wurde keine entsprechende Auszahlung beantragt. 

Das ärgert mich schon ein bisschen, weil wir alle gemeinsam, Ministerium, Gewerk-
schaften, Personalräte, dabei mitgeholfen haben, aufzuklären und zu sagen: Das 
hat sich jetzt geändert, und ihr müsst die Möglichkeiten nutzen, damit die Stunden 
nicht verfallen. – Ich bitte also um Verständnis dafür, dass ich mir die verfallenen 
Stunden nicht aufs Brot schmieren lasse. Die Verantwortung trägt jeder für sich 
selbst.  

Das sind die Fälle, die wir bisher haben auswerten können. Ich glaube, es gibt noch 
38 Fälle in Köln, die nicht abschließend ausgewertet sind. 

Lange Rede, kurzer Sinn: Das Instrument hat gut funktioniert. Ob das immer funkti-
oniert, ist natürlich die Frage. Mehrarbeit wird bei der Polizei immer anfallen, und 
Langzeitarbeitskonten sind nicht unendlich auffüllbar. 

Die wenigen Fälle derjenigen, die die bestehenden Möglichkeiten nicht in vollem Um-
fang genutzt hätten, als vernachlässigenswert bezeichnend, fährt Christina Kamp-
mann (SPD) mit der Einschätzung fort, dass man sich mit Blick auf die mehr als 2.300 
Polizistinnen und Polizisten, die die bestehenden Möglichkeiten überhaupt nicht ge-
nutzt hätten, nicht einfach darauf zurückziehen könne, dass das allein deren Problem 
sei. Stattdessen müsse man sich fragen, ob man hinreichend niederschwellige Ange-
bote unterbreitet und ausreichend über diese informiert habe. 

Minister Herbert Reul (IM) zählt die einzelnen Bausteine der vom Ministerium des 
Innern initiierten Informationskampagne auf: ein Erlass; mehrere Fachtagungen; zwei 
Schreiben von ihm selbst an die Behördenleitungen, mit der Aufforderung, über die 
Möglichkeiten zur Sicherung von Stunden zu informieren; Erwähnungen im Minister 
blog; mehrere Artikel im Intranet. Hinzu komme die bereits erwähnte Unterstützung 
durch Gewerkschaften und Personalräte. Insofern erfülle die hohe Zahl derjenigen, die 
überhaupt nicht gehandelt hätten, auch ihn selbst mit Ratlosigkeit. 
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20 Verschiedenes 

hier: Anhörung Kommunalwahlgesetz 

Vorsitzende Angela Erwin gibt bekannt, dass der Innenausschuss und der Ausschuss 
für Heimat und Kommunales am 11. Juni 2024 um 14:30 Uhr eine gemeinsame Anhörung 
von Sachverständigen zum Gesetz zur Änderung des Kommunalwahlgesetzes und 
weiterer wahlbezogener Vorschriften durchführen würden. 

(Es folgt ein vertraulicher Sitzungsteil; s. vAPr 18/57.) 

gez. Angela Erwin 
Vorsitzende 

6 Anlagen 
15.08.2024/22.08.2024 
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An die Vorsitzende des Innenausschusses 
Frau Angela Erwin MdL 

- im Hause - 

Düsseldorf, 17. Mai 2024 

Beantragung eines Tagesordnungspunktes für die 33. Sitzung des Innenausschusses 

Sehr geehrte Frau Vorsitzende, 

für die 33. Sitzung des Innenausschusses am 6. Juni 2024 beantrage ich für die AfD-Fraktion 
die nachfolgenden Tagesordnungspunkte mit der Bitte um einen schriftlichen Bericht der Lan-
desregierung: 

I. 

Paderborn: 30-Jähriger nach Tritten gegen den Kopf verstorben — Was sind die Hinter-
gründe? 

In der Nacht auf den 1. Mai dieses Jahres kam es gegen 00:50 Uhr vor einem Paderborner 
Kiosk zu einer Auseinandersetzung mit mehreren Personen. Im Verlauf des Vorfalls soll einer 
der Täter dem 30-jährigen Opfer mit einer Glasflasche auf den Kopf geschlagen und darüber 
hinaus „mit zwei weiteren Tätern" auf den bereits zu Boden gegangenen Mann eingetreten ha-
ben. Dabei soll er sich vor allem Verletzungen im Bereich des Kopfes zugezogen haben. Die 
Verletzungen wiegten so schwer, dass die zur Hilfe gerufenen Rettungssanitäter den 30-Jähri-
gen am Tatort wiederbeleben und mit lebensbedrohlichen Verletzungen ins Krankenhaus ein-
liefern mussten. Drei Tage später wurde bekannt gegeben, dass das Opfer aufgrund der Hirn-
blutungen und irreparablen Hirnverletzungen verstorben ist. Aus diesem Grund wurde eine Ob-
duktion angeordnet.1

Die Bielefelder Polizei richtete für diesen Fall eine Mordkommission ein, welche in Kooperation 
mit der Staatsanwaltschaft wegen Todschlags ermittelt. So sollen zwei mutmaßliche Täter auf-
grund der eingeleiteten Fahndung bereits identifiziert worden sein. Demnach soll es sich bei 
den Flüchtigen um einen 18 Jahre alten Tunesier und einen 17 Jahre alten Marokkaner handeln. 

1 https://www.bild.de/regional/nordrhein-westfalen/fahndung-in-paderborn-mann-niedergeschlagen-poli-
zei-sucht-mai-pruegler-66331f9ad50b7f7e40bel a66. 

1 

Landtag Nordrhein-Westfalen
 

- 57 -
 

APr 18/590
 Anlage 1, Seite 1



Der marokkanische Verdächtige soll dunkle lockige Haare und eine Brille tragen. Während der 
Tat habe er ein Trikot der marokkanischen Nationalmannschaft und eine Jeans getragen. Der 
Tunesier habe kurze dunkle Haare gehabt und eine Basecap mit dunklem T-Shirt getragen. Die 
Identität des dritten Beteiligten ist jedoch noch ungeklärt. Er habe ebenfalls schwarze Haare 
gehabt und ein weißes T-Shirt getragen. Nun hofft die Polizei auf weitere Zeugenhinweise, die 
zur Identifizierung des dritten Tatverdächtigen beziehungsweise der Aufklärung des Aufenthalts 
aller Beteiligten beitragen. Außerdem geht die Polizei davon aus, dass die Tat von Außenste-
henden gefilmt sein worden soll und hofft auch so Informationen bezüglich des genauen Tat-
hergangs erhalten zu können.2

Eine Woche nach dem tödlichen Angriff auf M. K., haben sich zwei der drei Tatverdächtigen 
gestellt. Es soll sich um einen 18-jährigen Tunesier und um einen 17-jährigen Marokkaner han-
deln. Der Aufenthaltsort des dritten Tatverdächtigen ist weiterhin unklar.3

Ich frage daher die Landesregierung: 

1. Wie ist der aktuelle Sachstand der polizeilichen und staatsanwaltschaftlichen Ermitt-
lungen zu dem oben beschriebenen Vorfall? (Bitte Tathergang, Vorstrafen der Tatver-
dächtigen, Straftatbestände und sonstige polizeiliche Erkenntnisse über die Tatver-
dächtigen nennen.) 

2. Über welche Staatsbürgerschaften verfügen die Tatverdächtigen? (Bitte Vornamen 
und Mehrfachstaatsangehörigkeit bei einem deutschen Tatverdächtigen nennen.) 

3. Seit wann sind die Tatverdächtigen im Besitz der deutschen Staatsbürgerschaft? 

4. Welche sonstigen polizeilichen Erkenntnisse sind über die Tatverdächtigen bekannt? 

5. Befinden sich beide mutmaßlichen Tatverdächtige in Untersuchungshaft? 

II. 

Bielefeld - Kesselbrink: Schlägerei und Messerattacke 

Am Montagabend, den 6. Mai 2024 wurde ein 25-jähriger Mann aus Steinhagen gegen 19:45 
Uhr auf dem Kesselbrink aus einer Gruppe heraus angegriffen, getreten und geschlagen. Einer 
der Täter stich dem Opfer mit einem Messer ins Bein. Zuvor soll es nach Zeugenaussagen zu 
einer Schlägerei zwischen mehreren Personen nahe des Grünen Würfels gekommen sein. Die 
herbeigerufene Polizei traf dann nur noch den verletzten 25-Jährigen in der Wilhelmstraße. Er 

2 Ebenda. 
3 https://jungefreiheit.de/politikideutschland/2024/paderborn-jugendliche-stellen-sich-nach-toedlichem-
angriff/. 
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musste verletzt ins Krankenhaus gebracht werden und beschrieb den mutmaßlichen Messer-
stecher auf etwa 20 Jahre, der mit einer schwarzen Jacke bekleidet gewesen sei.' 

Ich frage daher die Landesregierung: 

1. Wie ist der aktuelle Sachstand der polizeilichen und staatsanwaltschaftlichen Ermitt-
lungen zu dem oben beschriebenen Vorfall? (Bitte Tathergang sowie Straftatbestände 
aufschlüsseln.) 

2. Welche Vorstrafen der Tatverdächtigen sind bekannt? 

3. Über welche Staatsbürgerschaften verfügen die Tatverdächtigen? (Bitte Vornamen 
und Mehrfachstaatsangehörigkeit bei einem deutschen Tatverdächtigen nennen.) 

4. Seit wann sind die Tatverdächtigen im Besitz der deutschen Staatsbürgerschaft? 

5. Welche sonstigen polizeilichen Erkenntnisse sind über die Tatverdächtigen bekannt? 

IV. 

Wieder Gewaltausbruch am Kesselbrink: Bielefelder mit Messer verletzt 

Unbekannte Täter haben in der Nacht zu Samstag, den 11. Mai 2024, am Kesselbrink in Biele-
feld zwei Menschen verletzt und drei Autos schwer beschädigt. Sechs jungen Personen, die mit 
ihren Autos unterwegs waren, sei eine Frau an der Friedrich-Ebert-Straße aufgefallen, die am 
Kiosk von zwei Männern bedrängt wurde. Sie stiegen aus und wollten ihr helfen. Plötzlich kamen 
15 bis 20 Personen vom Kesselbrink hinzu, solidarisierten sich mit den beiden Männern am 
Kiosk und attackierten die Helfer.' 

Ein Täter verletzte einen 22-jährigen Bielefelder mit einem Messer im Gesäßbereich. Andere 
wiederum schlugen und traten auf die jungen Erwachsenen ein und sprühten Pfefferspray ins 
Gesicht. Auch ein 24 Jahre alter Mann aus Halle wurde verletzt. Als die sechs in ihre Autos 
flüchteten, griffen die Unbekannten auch die Autos an. Der Haupttäter soll Mitte 20 sein, mög-
licherweise Nordafrikaner und trug seine dunklen Locken nach hinten gebunden.' 

Ich frage daher die Landesregierung: 

4 Vgl. https://www.radiobielefeld.de/nachrichten/lokalnachrichten/detailansicht/schlaegerei-und-messe-
rattacke-am-kesselbrink-in-bielefeld.html. 
5 Vgl. https://www.radiobielefeld.de/nachrichten/lokalnachrichten/detailansicht/gewaltausbruch-am-kes-
selbrink-bielefelder-mit-messer-verletzt.html. 
6 Ebenda. 
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1. Wie ist der aktuelle Sachstand der polizeilichen und staatsanwaltschaftlichen Ermitt-
lungen zu dem oben beschriebenen Vorfall? (Bitte Tathergang sowie Straftatbestände 
aufschlüsseln.) 

2. Welche Vorstrafen der Tatverdächtigen sind bekannt? 

3. Über welche Staatsbürgerschaften verfügen die Tatverdächtigen? (Bitte Vornamen 
und Mehrfachstaatsangehörigkeit bei einem deutschen Tatverdächtigen nennen.) 

4. Seit wann sind die Tatverdächtigen im Besitz der deutschen Staatsbürgerschaft? 

5. Welche sonstigen polizeilichen Erkenntnisse sind über die Tatverdächtigen bekannt? 

Mit freundlichen Grüßen 

o 
I e Markus a n z • 
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An die Vorsitzende des Innenausschusses 
Frau Angela Erwin MdL 

- im Hause - 

Düsseldorf, 22. Mai 2024 

Beantragung von Tagesordnungspunkten für die 33. Sitzung des Innenausschusses 

Sehr geehrte Frau Vorsitzende, 

für die 33. Sitzung des Innenausschusses am 6. Juni 2024 beantrage ich für die AfD-Fraktion 
die nachfolgenden Tagesordnungspunkte mit der Bitte um einen schriftlichen Bericht der Lan-
desregierung: 

I. 

Haftbefehl gegen Netanjahu — Wie verfährt Nordrhein-Westfalen? 

„Wir haben den Internationalen Strafgerichtshof als Regierung — das hat das Kanz-
leramt deutlich gemacht, das haben wir als Auswärtiges Amt deutlich gemacht —
immer unterstützt. Wir schätzen die Unabhängigkeit von Gerichten. Wir können uns 
doch nicht aussuchen: Heute gefällt uns ein Gericht und morgen nicht"' 

So äußerte sich Außenministerin Annalena Baerbock (Grüne) zum jüngsten Vorstoß des Inter-
nationalen Strafgerichtshofs, dessen Chefankläger einen Haftbefehl gegen Israels Premier 
Netanjahu und seinen Verteidigungsminister beantragt hat. Hintergrund der Haftbefehle sei die 
Vermutung, dass Netanjahu und Gallant an Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit in Gaza beteiligt seien. Der Antrag auf einen Haftbefehl muss nun von den Rich-
tern des Internationalen Strafgerichtshofs geprüft werden, bevor er wirksam werden kann. Soll-
ten ihn die Richter genehmigen, würde er insbesondere Israels Regierung vor neue diplomati-
sche Schwierigkeiten stellen und damit zwangsläufig auch Deutschland. Denn sobald ein gülti-
ger Haftbefehlt besteht, müssen Staaten, die das Statut des Gerichtshofes unterzeichnet haben, 
die betreffenden Personen ausliefern, wenn diese einreisen. Die meisten EU-Staaten, darunter 
die Bundesrepublik, haben das Statut unterzeichnet. Eine Nichtumsetzung dieses Haftbefehls 

1 https://www.bild.de/politik/ausland-und-internationales/aussenministerin-baerbock-darum-braucht-es-
sehr-viel-geld-fuer-die-ukraine-664cc9d9498d936d7afc397c. 
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wäre mit einem erheblichen Verlust an internationaler Glaubwürdigkeit verbunden. Immerhin 
haben Deutschland und andere europäische Nationen auf die Einhaltung des Statuts gepocht, 
da auch gegen den russischen Staatschef Wladimir Putin ein Haftbefehl vorliegt.2

Ich frage daher die Landesregierung: 

1. Sieht sich die Landesregierung an einen gültigen Haftbefehl gegen den israelischen 
Premier Netanjahu gebunden? 

2. Falls ja, setzt die nordrhein-westfälische Landesregierung einen solchen Haftbefehl um 
und würde den israelischen Premier Netanjahu festnehmen? 

3. Falls nein, warum nicht. 

4. In welchem Umfang gab es in dieser Thematik bereits einen Austausch zwischen der 
Landesregierung und der Bundesregierung? 

5. Sieht sich die Landesregierung an einen gültigen Haftbefehl gegen den russischen 
Präsidenten Wladimir Putin gebunden? 

6. Falls ja, setzt die nordrhein-westfälische Landesregierung einen solchen Haftbefehl um 
und würde den russischen Präsidenten Putin festnehmen? 

Il. 

Duisburg: Messerstecherei am Hauptbahnhof 

Am Pfingstsonntag, den 19. Mai 2024, gerieten zwei Gruppen junger Männer am Hauptbahnhof 
in Duisburg aneinander und beleidigten sich gegenseitig. Daraufhin prügelten sie mit Fäusten 
aufeinander ein, ehe die Kontrahenten auch Messer einsetzten. Polizei und Rettungskräfte rück-
ten mit einem Großaufgebot an, allerdings flohen zahlreiche Beteiligte vom Tatort. Bei den Op-
fern soll es sich um Syrer handeln, die nicht aus Duisburg kommen. Sie sollen einen Libanesen 
beleidigt haben, der daraufhin mit einem Einhandmesser wie von Sinne auf alle einstach. Viele 
Beteiligte erlitten Schnittwunden, wobei drei Personen im Alter von 16, 21 und 22 schwerer 
verletzt wurden. Zwei der Opfer schwebten am Sonntag noch in Lebensgefahr. Wie die Bild-
Zeitung berichtete, wurden am späten Sonntagabend ein 18-jähriger Libanese als möglicher 
Messerstecher sowie ein 15 Jahre alter Begleiter festgenommen. Das mutmaßliche Tatmesser 
konnte sichergestellt werden.3

2 Vgl. https://www.welt.de/politik/ausland/plus2516051261Haftbefehl-gegen-Netanjahu-Dieser-Schritt-
stuerzt-Deutschland-in-tiefes-Dilemma.html?source=puerto-reco-2_ABC-V38.1.D ac extra row. 
3 Vgl. https://www.bild.de/regional/nordrhein-westfalen/4-verletzte-in-duisburg-messerstecherei-am-
hauptbahnhof-664adc461e258259cdd31036?t_ref=https. 
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Ich frage daher die Landesregierung: 

1. Wie ist der aktuelle Sachstand der polizeilichen und staatsanwaltschaftlichen Ermitt-
lungen zu dem oben beschriebenen Vorfall? (Bitte Tathergang sowie Straftatbestände 
aufschlüsseln.) 

2. Welche Vorstrafen der Tatverdächtigen sind bekannt? 

3. Über welche Staatsbürgerschaften verfügen die Tatverdächtigen? (Bitte Vornamen 
und Mehrfachstaatsangehörigkeit bei einem deutschen Tatverdächtigen nennen.) 

4. Seit wann sind die Tatverdächtigen im Besitz der deutschen Staatsbürgerschaft? 

5. Welche sonstigen polizeilichen Erkenntnisse sind über die Tatverdächtigen bekannt? 

6. Welche Anzeichen sieht die Landesregierung, dass ein eventueller Clankrieg zwischen 
Syrern und Libanesen entstehen kann? 

Mit freundlichen Grüßen 

Markus 
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AfD-Landtagsfraktion NRW * Platz des Landtags 1 * 40221 Düsseldorf 

An die Vorsitzende des Innenausschusses 
Frau Angela Erwin MdL 

- im Hause - 

Düsseldorf, 23. Mai 2024 

Beantragung eines Tagesordnungspunktes für die 33. Sitzung des Innenausschusses 

Sehr geehrte Frau Vorsitzende, 

für die 33. Sitzung des Innenausschusses am 6. Juni 2024 beantrage ich für die AfD-Fraktion 
den nachfolgenden Tagesordnungspunkt mit der Bitte um einen schriftlichen Bericht der Lan-
desregierung: 

I. 

Köln: Mann auf der Straße niedergeschossen 

Am Mittwochabend, den 22. Mai 2024, wurde ein 49 Jahre alter Mann gegen 19:30 Uhr auf der 
Sauerlandstraße im Kölner Stadtteil Humboldt/Gremberg angeschossen und schwer verletzt in 
ein Krankenhaus gebracht. Der Tatort wurde weiträumig abgesperrt und die Spurensicherung 
nahm ihre Arbeit auf. Die Hintergründe der Tat sind bislang völlig unklar.' 

Der Täter sei maskiert gewesen und befinde sich auf der Flucht. Nach Angaben der Polizei soll 
er etwa 1,70 Meter groß sein und zur Tatzeit dunkle Kleidung getragen haben.2

1 Vgl. https://www.bild.de/regional/koeln/auf-der-strasse-taeter-fluechtig-mann-in-koeln-niedergeschos-
sen-664e4ed576a4af3362a443cd. 
2 Vgl. https://www.zeit.de/news/2024-05/23/mann-in-koeln-auf-offener-strasse-angeschossen-taeter-
fluechtig. 
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Ich frage daher die Landesregierung: 

1. Wie ist der aktuelle Sachstand der polizeilichen und staatsanwaltschaftlichen Ermitt-
lungen zu dem oben beschriebenen Vorfall? (Bitte Tathergang sowie Straftatbestände 
aufschlüsseln.) 

2. Welche Vorstrafen des Tatverdächtigen sind bekannt? 

3. Über welche Staatsbürgerschaften verfügt der Tatverdächtige? (Bitte Vornamen und 
Mehrfachstaatsangehörigkeit bei einem deutschen Tatverdächtigen nennen.) 

4. Welche sonstigen polizeilichen Erkenntnisse sind über den Tatverdächtigen bekannt? 

5. Welche Bezüge weist die Tat zur Organisierten Kriminalität auf? 

Mit freundlichen Grüßen 

4, i 
Markus a n-3 4  •
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24.05.2024 

Beantragung eines weiteren Tagesordnungspunkts für die Sondersitzung des 
Innenausschusses am 28.05.2024 

Sehr geehrte Frau Vorsitzende, 

für die Sondersitzung des Innenausschusses am 28.05.2024 beantragt die Fraktion der SPD folgenden 
weiteren Tagesordnungspunkt: 

Welche Auswirkungen hat der Beschluss des Bundesverfassungsgerichts vom 09.04.2024 zu 
§ 37 Abs. 1 Nr. 5 LBG? 

Am 16.05.2024 veröffentlichte der Zweite Senat des Bundesverfassungsgerichts einen Beschluss vom 
09.04.2024, nach dem § 37 Abs. 1 Nr. 5 des Beamtengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
(LBG NRW) mit Art. 33 Abs. 5 des Grundgesetzes unvereinbar und deshalb nichtig ist. Die Vorschrift im 
LBG stuft die Polizeipräsidenten in Nordrhein-Westfalen als politische Beamte ein und ermöglicht 
damit ungeachtet ihres Status als Beamte auf Lebenszeit ihre jederzeitige Versetzung in den 
einstweiligen Ruhestand. Das Bundesverfassungsgericht entschied nun, dass die Möglichkeit der 
jederzeitigen Versetzung eines Polizeipräsidenten in den einstweiligen Ruhestand in das 
Lebenszeitprinzip in der Ausprägung der grundsätzlichen Unentziehbarkeit des statusrechtlichen 
Amtes eingreift. Dieser Eingriff ist nicht durch besondere Sacherfordernisse des betroffenen Amtes 
gerechtfertigt. Weder der den Polizeipräsidenten in Nordrhein-Westfalen zugewiesene 
Aufgabenbereich oder der ihnen zugemessene Entscheidungsspielraum noch ihre organisatorische 
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Stellung, der Umfang der ihnen auferlegten Beratungspflichten gegenüber der Landesregierung oder 
andere Gesichtspunkte weisen das Amt des Polizeipräsidenten demnach als ein „politisches Amt" aus. 

Wir bitten die Landesregierung um eine Einschätzung der Auswirkungen der Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts, insbesondere im Hinblick auf laufende oder zukünftige Besetzungs-
verfahren für das Amt des Polizeipräsidenten. 

Mit freundlichen Grüßen 

Für die SPD-Fraktion 

Christina Kampmann 

Benedikt Falszewski 

/ rn

Andreas Bialas 
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• 

Sonja Bongers 

(v; 
Sebastian Watermeier 

Anna Kavena 

Nadja Lüders 
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FDP-Landtagsfraktion NRW I Platz des Landtags 1 140221 Düsseldorf 

An die Vorsitzende des 
Innenausschusses 

Angela Erwin MdL 
Platz des Landtags 
40221 Düsseldorf 

Landtagefraktion r  D p 
Nordrhein-Westfalen 

Marc Lürbke 
Innenpolitischer Sprecher 
FDP-Landtagsfraktion NRW 

marc.luerbke@landtag.nrw.de 
T: 02 11 I 884 4462 
F: 02 11 1 884 3662 

Düsseldorf, den 27. Mai 2024 

Beantragung von schriftlichen Berichten für die Innenausschusssitzung am 06. Juni 2024 

Sehr geehrte Frau Vorsitzende, 

für die Sitzung des Innenausschusses am 06.Juni 2024 beantragen wir folgende schriftliche 
Berichte: 

1. Immer neue Bürokratie für zuverlässige Legalwaffenbesitzer wie Jäger und 
Sportschützen in NRW? 

In den letzten Jahren wurden die Anforderungen für Legalwaffenbesitzer wie Jäger oder 

Sportschützen immer weiter verschärft. Rechtschaffene und zuverlässige Jäger und 

Sportschützen sehen sich hier einer immer stärker ausufernden Bürokratie ausgesetzt. Gerade 

das Jagdwesen und der Schießsport leisten aber nicht nur in unseren ländlichen Regionen in 

NRW einen wertvollen Beitrag und großes ehrenamtliches Engagement zum Natur- und 

Artenschutz oder der Traditionspflege in Schützenvereinen. Das Oberverwaltungsgericht 

(OVG) Münster hat mit einem Urteil vom 30.08.2023, Az. 20 A 2384/20, die Anforderungen an 

die Legalwaffenbesitzer bezüglich der Aufbewahrung von Waffen nun erneut verschärft. So 

soll nun auch der Schlüssel für einen Waffenschrank in einem Behältnis aufbewahrt werden, 

das den Sicherheitsanforderungen für die Aufbewahrung von Waffen entspricht. Die 

Umsetzung dieser Anforderung wird jedoch in vielen Bundesländern völlig unterschiedlich 

gehandhabt. Einige Bundesländer setzen die Umsetzung bislang aus, NRW setzt sie offenbar 

teilweise um. So sollen einige der zuständigen Kreispolizeibehörden dementsprechend die 

Legalwaffenbesitzer im Land darüber informiert haben, welche Maßstäbe bei künftigen 

Aufbewahrungskontrollen in Nordrhein-Westfalen angelegt werden sollen. Dabei sollen von 

Landkreis zu Landkreis teils unterschiedliche Schlussfolgerungen gezogen bzw. abweichende 

Vorgaben an die Legalwaffenbesitzer gestellt worden sein. So sollen Inhaber einer 

Waffenbesitzkarte im Ennepe-Ruhr-Kreis die erforderlichen Maßnahmen zur Anpassung Ihrer 

Aufbewahrungssituation für Waffen und/oder Munition und Waffenschrankschlüssel nicht 
nachweisen müssen. In Mönchengladbach soll dies jedoch innerhalb von drei Monaten 
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nachgewiesen werden, wobei bei Nichtbeachtung die waffen-rechtliche Erlaubnis entzogen 

werden soll. 

Vor diesem Hintergrund bitten wir die Landesregierung um einen schriftlichen Bericht, der 

folgende Fragestellungen berücksichtigen möge: 

1. Wie viele Menschen in Nordrhein-Westfalen haben eine Waffenbesitzkarte? 

2. Welche konkrete Weisung hat das Innenministerium als Reaktion auf das Urteil des 

OVG Münster an die zuständigen Waffenbehörden erteilt? 

3. Wie viele Behörden haben diese Weisung bislang umgesetzt? 

4. Wie haben die Behörden diese Weisungen konkret umgesetzt? (bitte differenziert 

nach den jeweiligen zuständigen Behörden darstellen). 

5. Wie viele Waffenbesitzkarten wurden seit Erteilung der Weisung des 

Innenministeriums widerrufen? (bitte differenziert nach Monaten sei Verkündung des 

Urteils sowie nach den zuständigen Behörden darstellen). 

6. Welche weiteren konkreten Schritte plant die Landesregierung mit Blick auf die 

Umsetzung des Urteils des OVG Münster? 

2. Verfassungsgericht kippt Sonderstatus: NRW muss Polizeipräsidenten neu 

einstufen 

In der Kölner Silvesternacht 2015/2016 kam es rund um den Kölner Dom und den 

Hauptbahnhof zu zahlreichen sexuellen Übergriffen, Raubtaten und Diebstählen. Der 

damalige Kölner Polizeipräsident A. wurde in der Konsequenz in den einstweiligen Ruhestand 

versetzt. Grundsätzlich sind Beamte auf Lebenszeit beschäftigt (Lebenszeitprinzip). Das 

nordrhein-westfälische Beamtengesetz (LBG NRW) stufte jedoch Polizeipräsidenten als 

politische Beamte ein, die jederzeit in den einstweiligen Ruhestand versetzt werden können 

(§ 37 Abs. 1 Nr. 5 LBG NRW). 

Das Bundesverfassungsgericht hat mit Beschluss vom 09.04.2024 (2 BvL 2/22) festgestellt, 

dass die Einstufung von Polizeipräsidenten als politische Beamte gegen das in Art. 33 Abs. 5 

GG verankerte Lebenszeitprinzip verstößt. Das Bundesverfassungsgericht erklärte die 

entsprechende Regelung im LBG NRW für verfassungswidrig und nichtig. 

Vor diesem Hintergrund bitten wir die Landesregierung um einen schriftlichen Bericht, der 

folgende Fragestellungen berücksichtigen möge: 
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1. Welche konkreten Schritte plant die Landesregierung, um das nordrhein-westfälische 

Beamtengesetz (LBG NRW) im Einklang mit dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts 

zu ändern? 

2. Wie gedenkt die Landesregierung den betroffenen Polizeipräsidenten zu 

entschädigen? 

3. Welche Auswirkungen hat das Urteil auf andere Beamte, die möglicherweise ebenfalls 
als politische Beamte eingestuft werden? 

4. Werden ähnliche Überprüfungen und Anpassungen für andere Positionen 

vorgenommen, die derzeit als politische Beamte gelten? 

3. Droht in NRW ein neuer Rockerkrieg? 

Organisierte Kriminalität stellt weiterhin eine große und sehr ernstzunehmende 

Herausforderung für den Rechtsstaat in NRW dar. Einem Bericht der Rheinischen Post vom 

25.05.2024 zufolge könnte es in NRW nun erneut zu offenen Konfrontationen in der 

Rockerkriminalität kommen. So sollen laut internen Berichten die Sicherheitsbehörden 

festgestellt haben, dass sich die per Gesetz verbotenen Bandidos offenbar im Untergrund 

wieder neu aufstellen. Nach aktuellen Erkenntnissen seien deutliche Bestrebungen zur 

Bildung neuer Strukturen des Bandidos MC NRW zu erkennen. Das Bundesinnenministerium 

hatte vor drei Jahren die „Bandidos FederationWest Central" und insofern alle ihre Chapter in 

NRW verbieten lassen. Offenbar liegen den Sicherheitsbehörden in NRW aber nun 

Erkenntnisse vor, dass die Bandidos neue Chapter in zweistelliger Zahl gründen könnten. 

Vor diesem Hintergrund bitten wir die Landesregierung um einen schriftlichen Bericht, der 

folgende Fragestellungen berücksichtigen möge: 

1. Welche Nachfolgeorganisationen der Bandidos sind den Sicherheitsbehörden in NRW 

bekannt (bitte aufschlüsseln nach regionalen Schwerpunkten und möglichen 

Mitgliederzahlen)? 

2. Welche geplanten oder vollzogenen Gründungen von Chaptern der Bandidos (oder 

deren Nachfolgeorganisationen) sind der Landesregierung in NRW in den letzten drei 

Jahren bekannt? 

3. Wie schätzt die Landesregierung das hierdurch entstehende Konfliktpotential 

zwischen Bandidos und Hells Angels in NRW konkret ein? 

4. Sieht die Landesregierung eine drohende Eskalation besonders im Ruhgebiet? 

5. Welche Maßnahmen unternimmt die Landesregierung konkret um drohenden neuen 

Rockerfehden in NRW sofort einen Riegel vorzuschieben? 
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4. Exklusiver Zugang zum Innenministerium — welche Beziehungen pflegte der 

Innenminister zum Chef einer mutmaßlichen Schleuserbande? 

Am 17. April durchsuchten die Bundespolizei und Ermittler der Zentral- und Anlaufstelle für 
die Verfolgung organisierter Straftaten (ZeOS) NRW die Räume in einem Bürogebäude in 

einem Frechener Gewerbegebiet und ein im gleichen Haus residierendes 

Immobilienunternehmen. Bei dieser polizeilichen Maßnahme wurde u.A. Rechtsanwalt B. 

festgenommen. Er wird beschuldigt, einen Menschenschleuserring betrieben zu haben. 

Medienberichten zufolge räumte der Innenminister von Nordrhein-Westfalen ein, dass er im 

Jahr 2022 Spenden von dem ehemaligen CDU-Mitglied B. erhalten haben soll. Im Zeitraum von 

2020 bis 2023 wurden offenbar mehrere Spenden in Höhe von insgesamt 52.000 Euro an 

Gliederungen der CDU angewiesen. 

Der Innenminister gab an in einem Medienbericht an, von diesen Spenden profitiert zu haben. 

B. soll auf ihn zugekommen sein, um ihn sowie die CDU im Landtagswahlkampf 2022 zu 

unterstützten. 

Es wurde berichtet, dass sich der Innenminister daraufhin mehrere Male mit B. getroffen 

haben soll. Das erste Treffen soll am 18. Februar 2022 im Innenministerium stattgefunden 

haben. Weitere Treffen folgten, darunter politische Abendveranstaltungen und 

Gesprächstermine. 

Vor diesem Hintergrund bitten wir die Landesregierung um einen schriftlichen Bericht, der 

folgende Fragestellungen berücksichtigen möge: 

1. Wann wurde das Innenministerium bzw. die Sicherheitsbehörden über den 

polizeilichen gemeinsamen polizeilichen Einsatz mit der Bundespolizei am 17.April 

2024 informiert? 

2. Wieso haben die ersten Treffen im Innenministerium stattgefunden, obwohl offenbar 

Gegenstand des Treffens die Förderung des Landtagswahlkampfes des Innenministers 

gewesen sein soll? 

3. Wer hat jeweils an den Treffen in den Räumlichkeiten des Innenministeriums 

teilgenommen? 

4. Welche konkreten Erkenntnisse hat die Landesregierung über den Modus Operandi 

der mutmaßlichen Schleuserbande? Welche Behörden in NRW (Kommunale 

Ausländerbehörden, etc.) waren hier konkret wie betroffen? 
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Mit freundlichen Grüßen 

Mar rbke MdL 
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Beantragung von schriftlichen Berichten für die Sitzung des Innenausschusses 
am 06.06.2024 

Sehr geehrte Frau Vorsitzende, 

im Namen der SPD-Landtagsfraktion beantrage ich für die Sitzung des Innenausschusses am 
06.06.2024 folgende schriftliche Berichte: 

1. Wie ist die Entwicklung bei der Anzahl der Stichwaffenangriffe in Nordrhein-Westfalen? 

Angriffe mit Stichwaffen sind hochgradig gefährlich und führen regelmäßig aufgrund ihrer oftmals 
schweren Folgen für die Opfer zu großer Sorge und Beunruhigung in der Bevölkerung. Wir bitten die 
Landesregierung deshalb um einen schriftlichen Bericht, der folgende Fragen beantwortet: 

• Wie hoch war die Anzahl der Angriffe mit Stichwaffen im Jahr 2023 sowie im Zeitraum Januar bis 
Mai 2024 in Nordrhein-Westfalen? 

• Wie viele vollendete oder versuchte Tötungsdelikte wurden im Verlauf des Jahres 2023 sowie im 
Zeitraum Januar bis Mai 2024 in Nordrhein-Westfalen mit Stichwaffen begangen? 

• Wie viele vollendete oder versuchte Körperverletzungen wurden im Jahr 2023 sowie im Zeitraum 
Januar bis Mai 2024 in Nordrhein-Westfalen mit Stichwaffen begangen? 

• Welche Erkenntnisse gibt es über Täter und Opfer sowie über Tathintergründe bzw.- situationen 
(z.B. Altersgruppen, Angriffe im öffentlichen Raum, Angriffe im Rahmen von Häuslicher Gewalt 
etc.)? 
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2. Wie ist die aktuelle Abbrecher- und Durchfallquote in der Polizeiausbildung? 

Wir bitten die Landesregierung um einen schriftlichen Bericht über die Zahlen zur Abbrecher- und 
Durchfallquote in der Polizeiausbildung im Zeitraum von 2021 bis 2023. Wir bitten in diesem 
Zusammenhang insbesondere auch um Beantwortung der folgenden Fragen: 

• Was sind aktuell die häufigsten Gründe für das Abbrechen bzw. Nichtbestehen der Ausbildung? 

• Wie viele Prüfungen wurden in den einzelnen theoretischen und praktischen 
Ausbildungsabschnitten wiederholt und wie viele dieser Wiederholungen waren erfolgreich? 

• Wie hoch war die jeweilige Zahl der Rücktritte von Prüfungen? 

3. Wie ist die Entwicklung der Selbstbewirtschaftungsmittel im Bereich des Ministeriums 
des Innern? 

In Vorlage 18/2465 des Ministeriums der Finanzen für die Sitzung des Haushalts- und 
Finanzausschusses am 18.04.2024 gab das Ministerium unter Frage 11 an, keine zentrale Aufstellung 
über die Entwicklung von Selbstbewirtschaftungsmitteln zur Verfügung stellen zu können. In der 
Beratung der Vorlage in der Ausschusssitzung am 18.04.2024 verwies Finanzminister Dr. Optendrenk 
auf die Entscheidungsfreiheit der einzelnen Ministerien und dass sein Haus einige Fragen einfach nicht 
beantworten könne, da sie nicht seiner Aufsicht unterlägen. 

Vor dem Hintergrund der Intransparenz der Ausweisung von Selbstbewirtschaftungsmitteln und ihrer 
Bestände im aktuellen Haushalt bitten wir den Innenminister um einen schriftlichen Bericht zu den 
Selbstbewirtschaftungsmitteln im Ministerium des Innern und in diesem Zusammenhang 
insbesondere um Beantwortung folgender Fragen: 

• In welcher Höhe sind Selbstbewirtschaftungsmittel im Einzelplan 03 im Haushaltsjahr 2024 
vorgesehen? 

• Wie verlief die Entwicklung der entsprechenden Mittel im Bereich des Ministeriums des Innern 
von 2013 bis 2023? 

• Wie hoch ist der Mittelabfluss der Selbstbewirtschaftungsmittel im Einzelplan 03? 

• Wurden die Selbstbewirtschaftungsmittel im laufenden Haushaltsjahr gekürzt oder gestrichen 
und - wenn dies der Fall war - in welcher Höhe und in welchen Titeln ist dies erfolgt? 
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• Wer sind die Empfänger der Selbstbewirtschaftungsmittel? 

• In welcher Höhe bestehen vertragliche oder sonstige Verpflichtungen über die 
Selbstbewirtschaftungsmittel? 

4. Wann kommt die gesetzliche Nachfolgeregelung für die Anwärtersonderzuschläge bei 
der Feuerwehr? 

Das Anwärtersonderzuschlagsgesetz für den feuerwehrtechnischen Dienst (AnwSoZG Feu) war zum 
31. Dezember 2022 außer Kraft getreten. In dem Gesetz war geregelt, dass Laufbahnbewerberinnen 
und Laufbahnbewerber der Laufbahngruppe 1, 2. Einstiegsamt des feuerwehrtechnischen Dienstes, 
die bereits über qualifizierte Voraussetzungen für die Einstellung in den Vorbereitungsdienst verfügen, 
einen Zuschlag gemäß § 76 des Landesbesoldungsgesetzes in Höhe von 90 % des 
Anwärtergrundbetrages erhalten. Gleichzeitig wurde festgestellt, dass ein erheblicher Mangel an 
qualifizierten Bewerberinnen und Bewerbern für diesen Bereich vorliegt. 

Im Rahmen einer Evaluation wurde bereits im Jahr 2022 festgestellt, dass ein landesweiter 
Bewerbermangel in der Laufbahngruppe 1.2 weiterhin besteht und sich Bewerberinnen- und 
Bewerberkonkurrenzen zu Angeboten aus der freien Wirtschaft weiter verstärken. 

Im Innenausschuss des Landtags hatte Innenminister Reul am 17.11.2022 angekündigt, dass eine 
gesetzliche Nachfolgeregelung für das außer Kraft tretende Gesetz in Arbeit sei und in den Landtag 
eingebracht werden soll. Für die Monate ab Januar 2023 bis zum Inkrafttreten des neuen Gesetzes 
wurde per Erlass befristet bis zum 31.12.2023 eine Übergangsregelung in Kraft gesetzt, nach der die 
bisherigen gesetzlichen Anwärtersonderzuschläge in der Laufbahngruppe 1.2 in Höhe von 
90 Prozent weitergeführt werden und zudem zusätzlich Anwärtersonderzuschläge für die 
Laufbahngruppe 1.2 in der sog. „Stufenausbildung" sowie für die Laufbahngruppen 2.1 und 2.2 in Höhe 
von 35 Prozent des Anwärtergrundbetrags ermöglicht wurden. Eine gesetzliche Regelung ist bisher 
jedoch nach wie vor nicht erfolgt. Die Übergangsregelung wurde vielmehr per Erlass vom 30.11.2023 
noch einmal befristet bis zum 31.12.2024 verlängert. 

Wir bitten die Landesregierung in einem Bericht um Auskunft über den aktuellen Sachstand in dieser 
Angelegenheit und insbesondere um Mitteilung, aus welchen Gründen die bereits im November 2022 
vom Innenminister angekündigte gesetzliche Nachfolgeregelung bisher noch nicht vorliegt, wann mit 
einer gesetzlichen Nachfolgeregelung zu rechnen ist und welchen Inhalt diese haben soll. 
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5. Welche Konsequenzen zieht die Landesregierung aus den erneuten 
Auseinandersetzungen zwischen gewalttätigen Gruppen in Essen? 

Nachdem es bereits im vergangenen Sommer in Essen und Castrop-Rauxel zu Massenschlägereien 
gekommen war, ist es nach Presseberichten am 12.05.2024 bei einem Fußballspiel in Essen-Altenessen 
wieder zu gewalttätigen Ausschreitungen mit rund 60 Beteiligten gekommen. Laut Angaben der 
Polizei sollen dabei auch Waffen zum Einsatz gekommen sein. In einem Video soll ein Schuss zu hören 
sein. Des Weiteren sei eine Patronenhülse sichergestellt worden. Augenzeugen sollen zudem Messer 
und Macheten gesehen haben. Das Fußballspiel in der Kreisliga zwischen Al-Arz Libanon Essen und 
RuWa Dellwig habe abgebrochen werden müssen. Unbeteiligte Zuschauer ergriffen nach den 
Berichten die Flucht. 

Nach Angaben der Polizei soll es bei dem Vorfall zwei Verletzte gegeben haben. Laut Presseberichten 
soll es Hinweise dafür geben, dass der Angriff nichts mit dem Fußballspiel zu tun hatte, sondern einen 
Streit im Clan-Milieu als Ursache hatte. Demnach sollen offene Geldforderungen zwischen zwei 
Familien Ursache des Tumults gewesen sein. 

Zu einer weiteren Massenschlägerei in Essen soll es laut Medienberichten am Abend des 
23.05.2024 gekommen sein. Rund 40 Menschen sollen unter anderem unter dem Einsatz von 
Messern, Macheten und Möbelstücken aufeinander losgegangen sein. Zwei Männer sollen dabei 
verletzt worden sein. Auslöser der Auseinandersetzung könnte nach den Berichten ein Treffen einer 
20-jährigen Frau mit einem 26-jährigen Mann in dem Restaurant gewesen sein, das offenbar von 
Familienangehörigen nicht geduldet wurde. Die Essener Polizei sei mit einem Großaufgebot im 
Einsatz gewesen und habe dabei auch Unterstützung aus anderen Städten bekommen. Die Polizei 
prüft nach den Berichten, ob es bei den Tatverdächtigen auch hier Bezüge zum Clan -Milieu gibt. 

Wir bitten die Landesregierung um einen schriftlichen Bericht zu den Hintergründen der beiden 
Vorfälle - insbesondere auch im Hinblick auf die in der Presse erwähnten möglichen Bezüge zum Clan-
Milieu - sowie zu den Konsequenzen, die aus Sicht der Landesregierung aus den Ausschreitungen 
gezogen werden sollen. 

Christina Kampmann 
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